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0 VORWORT


Die hier vorgelegte Arbeit erzählt die Fachgeschichte der Geographiedidaktik von ihren Anfängen in den 1960er und 70er Jahren bis zur Bologna-Reform. Sie ist im Sinne von Gerhard Hard keine „gute Geschichte“, denn sie läuft auf keinen zuvor bestimmten Endpunkt hinaus, sondern beschreibt die vielen verschiedenen Argumentationsstränge, die es immer schon gegeben hat und die miteinander einmal mehr, einmal weniger im Gespräch waren. Man könnte sie von daher als vielperspektivisch und nicht zuletzt in vielen Teilen auch kontrovers beschreiben – ein Merkmal für eine „schlechte Geschichte“?


Dem Text liegt meine 2006 eingereichte Habilitationsschrift zugrunde. Er wurde leicht überarbeitet. Eine Reihe von Abbildungen wurden herausgenommen. Dies betrifft insbesondere, aber nicht nur, die Fotos meiner Interviewpartner. Die Publikation derartiger Fotos wäre unter heutigen Bedingungen nicht mehr opportun. Zudem lassen sich von nahezu allen Personen Bilder im Netz finden. Ebenfalls verzichtet wurde auf den Anhang, der Schulbuchseiten von Vertretern verschiedener Ansätze zeigt. Sie hatten ursprünglich einen rein illustrativen Charakter. Eine Analyse der Seiten hinsichtlich ihrer didaktischen Stärken und Schwächen, die nach wie vor reizvoll wäre, hätte den Rahmen der Habilitationsschrift gesprengt. Sie vorzunehmen sollte einem eigenen Projekt vorbehalten bleiben.


Dass dieser Text in einem großen zeitlichen Abstand zu seiner Entstehung veröffentlicht wird, verdankte sich zunächst der erzählten Geschichte, deren damalige Rezeption auf unerwarteten Unwillen stieß, der seinerseits als eine Vorstufe der heute sogenannten „cancel culture“ betrachtet werden kann. Später kamen biographische Faktoren hinzu, die für von „cancel culture“ Betroffene nicht untypisch sind. Inzwischen aber ist Zeit und Ruhe, das Projekt zu seinem gebührlichen Abschluss zu bringen.


Verbunden damit ist die Hoffnung, dass die sich inzwischen deutlicher abzeichnenden Folgen der Schulreformen nach PISA und der Bologna-Reform an den Universitäten für die Geographiedidaktik auf dem Hintergrund dieser Geschichte besser abgeschätzt werden können.


Ich danke meinen damaligen Gutachtern Wolfgang Schramke, Hans-Dietrich Schultz und Jürgen Lethmate für ihre Kommentare und Hinweise. Ich danke insbesondere Hans-Dietrich Schultz, dem es nicht gelungen war, mich von der Universität Bremen an die HU Berlin abzuwerben, dass er mich trotzdem bis heute durch alle Höhen und Tiefen mit Rat und Tat begleitet hat. Und ich danke ihm und Gerhard Hard dafür, dass sie hartnäckig darauf bestanden hat, dieses Buch doch noch zu veröffentlichen. Zudem danke ich den vielen hier nicht explizit genannten „Gefährten überall im Land“ (Taylor) und darüber hinaus. Und ich danke, um es in Heike Egners Worten zu sagen, „dem Leben, das einigen Schurken erlaubt hat, meinen eingeschlagenen Weg abrupt zu beenden“.





1 EINE JUNGE DISZIPLIN AUF DEM WEG INS ERWACHSENENALTER


Mit der Bildungsreform der 60er und 70er Jahre haben die Erziehungswissenschaften an den Universitäten in vielen europäischen Ländern einen enormen Aufschwung erfahren (Hofstetter, Schneuwly 2000, S. 9): an zahlreichen Orten wurden neue Lehrstühle errichtet und die institutionellen Rahmenbindungen für die Entwicklung dieser Wissenschaft geschaffen. In Deutschland wurden gleichzeitig auch die Fachdidaktiken eingerichtet (Merzyn 2002, S. 94). Sie standen im Prinzip vor derselben Aufgabe wie die Erziehungswissenschaften: Sie mussten sich im Umfeld der bereits existierenden Wissenschaften etablieren, d. h. sie mussten ihren Forschungsgegenstand bestimmen (Hofstetter, Scheuwly 2000, S. 4), „große“, die Disziplin übergreifende Fragestellungen entwickeln (ebd., S. →), Konzepte und theoretische Modelle erstellen (ebd., S. →), Regeln für die wissenschaftliche Arbeit definieren (ebd., S. →) und die Ausbildung des Nachwuchses organisieren (ebd., S. →f). Wie die Erziehungswissenschaften mussten sich die Fachdidaktiken dabei in zwei Spannungsfeldern bewegen, die die Disziplinen zugleich beleben und in Frage stellen konnten (ebd., S. 5). Das erste Spannungsfeld ergibt sich aus dem Verhältnis zu den anderen, bereits etablierten Wissenschaften (Merzyn 2002, S. 94f). Für die Erziehungswissenschaften sind das vor allem die „Mutterwissenschaften“ Philosophie, Psychologie und Soziologe (ebd., S. →). Für die Fachdidaktiken sind es in den meisten Fällen zunächst, und vielleicht auch nur scheinbar, die jeweiligen Fachwissenschaften – scheinbar, weil es durchaus gute Gründe dafür gibt, die Fachdidaktik als eine Erziehungswissenschaft anzusehen (vgl. Köck 1990; Jank, Meyer 2002, S. 29f; Merzyn 2002, S. 103f; Schramke, Uhlenwinkel 2002, S. 200f). Das zweite Spannungsfeld ergibt sich aus dem Verhältnis von theoriegeleiteter Forschung und praktischer Anwendung, sei es im Rahmen des Schulunterrichts oder der Bildungspolitik (Hofstetter, Schneuwly 2000, S. 6). Diese Problematik findet sich nicht nur in den Erziehungswissenschaften und den Fachdidaktiken, sie ist im Prinzip für alle Fächer kennzeichnend, besonders aber für jene, die einen direkten Bezug auf ein Berufsfeld aufweisen (ebd., S. →). Für die Geographiedidaktik kann sich dieses Spannungsfeld allerdings als zweifach problematisch erweisen, hat sich doch bereits ihre Mutterwissenschaft „in einem bestimmten Verhältnis zum Staat institutionalisiert“ (Lévy 2005, S. 135), in dem sie „die Aufgabe übernommen [hat], das staatliche Territorium zu naturalisieren und so insbesondere in der Schule an der Schaffung eines staatlichen Gemeinschaftssinnes mitzuwirken“ (ebd., S. →).


Wie haben die jungen Disziplinen ihre Etablierung gemeistert? Für die Erziehungswissenschaften in verschiedenen europäischen Ländern kommen Hofstetter und Schneuwly (2000) in einer Synopse zu ernüchternden Ergebnissen:




	Es gibt kaum übergreifende Fragestellungen. Die Forschung ist fragmentiert, wobei die einzelnen Projekte oft sehr klein sind (ebd., S. →).


	Die Forschung zeigt kaum eigenständige Theoriebildung und führt kaum zu einem verbesserten Gesamtverständnis (ebd., S. →).


	Die Qualität der Forschung entspricht nicht den Standards der Sozialwissenschaften (ebd., S. →).


	Die finanziellen Ressourcen sind gering (ebd., S. →).


	Internationale Kontakte sind selten (ebd., S 10).


	Die interne Nachwuchsförderung ist begrenzt (S. → – vgl. Merzyn 2002, S. 95).


	Der Konflikt zwischen praktischer Anwendung und Theoriebildung führt eher zu Lagerbildungen als zu konstruktiven Weiterentwicklungen (Hofstetter, Schneuwly 2000, S. 10).





Diese Ergebnisse sind ernüchternd. Sie sollten aber mehr zum Nachdenken anregen als beunruhigen. Geht man davon aus, dass auch „epistemologische[.] Wendepunkte“ (Lévy 2005, S. 134) in den etablierten Wissenschaften wie etwa der „’linguistic turn’ – also das Bewußtwerden der zentralen Bedeutung von Sprache für das menschliche Handeln“ (ebd., S. →) - oft mehrere Jahrzehnte brauchen, um sich allgemein durchzusetzen, dann ist die dreißig- bis vierzigjährige Disziplingeschichte der Erziehungswissenschaften und Fachdidaktiken vergleichsweise kurz. Im Grunde genommen umfasst diese Zeit gerade eine, bestenfalls anderthalb Forschergenerationen. Da Disziplingeschichte immer von Menschen gemacht wird, ist es diese eine, erste Generation, die auch in der Geographiedidaktik für den Stand der strukturellen Etablierung des Faches verantwortlich ist.


In der Community der deutschen Geographiedidaktiker waren zu Beginn des 21. Jahrhunderts 51 Professoren aktiv, d. h. im Dienst (Schramke, Uhlenwinkel 2002, S. 193). Für 38 von ihnen stand im Laufe von weniger als 10 Jahren die Pensionierung an (ebd., S. →). Sie stellten die jüngere Gruppe der ersten Generation von Geographiedidaktikern, die die Reformen der 70er Jahre persönlich miterlebt haben, sei es als engagierte Mitarbeiter oder als distanzierte Beobachter. Die Väter dieser Reformen waren um das Jahr 2000 bereits im Ruhestand, obwohl der Altersunterschied zwischen ihnen und den Jüngeren oft nur wenige Jahre betrug.


Diese erste Generation von Geographiedidaktikern, die mit ihren Ideen, ihren Leistungen und ihren Versäumnissen im Mittelpunkt dieser Arbeit steht, war aber nicht nur verantwortlich für die Ausgestaltung der strukturellen Rahmenbedingungen des jungen Faches. Ihre Aufgabe musste – zumindest implizit – auch darin bestehen, ein „Regelwerk der Bedeutungen und Symbole“ (Helbrecht 2003, S. 149) zu schaffen, mit dessen Hilfe die Identität des Faches nach innen und außen dargestellt und gefestigt werden konnte. Mittel der kollektiven Identitätsbildung sind sowohl das kommunikative als auch das kulturelle Gedächtnis (Erll 2005, S. 27). Das kommunikative Gedächtnis entsteht „durch Alltagsinteraktionen [und] hat die Geschichtserfahrungen der Zeitgenossen zum Inhalt“ (ebd., S. →). Im Rahmen der Fachdidaktik entwickelt sich das kommunikative Gedächtnis bei Tagungen, Verbandssitzungen, auf Exkursionen oder am Telefon, also überall dort, wo Fachdidaktiker aufeinandertreffen und sich „Geschichten erzählen“. Diese Geschichten müssen „keineswegs vollständig, konsistent und linear sein – sie bestehen im Gegenteil häufig aus ziemlich widersprüchlichen Fragmenten“ (Welzer 2005, S. 165f), die es den einzelnen Mitgliedern der Kommunikationsgemeinschaft erlauben, „konstruktive Verknüpfungen her[zu]stellen, die mit den tatsächlichen Ereignissen nichts oder nur wenig zu tun haben“ (ebd., S. →). Obwohl sich so jeder seine eigene Geschichte bastelt, erlaubt es die häufige Wiederholung der Erinnerung allen Kommunikationspartnern, „von der Fiktion ausgehen, sie würden über dasselbe sprechen und sich an dasselbe erinnern“ (ebd., S. →). Unter der Hand aber entsteht eine „kunstvolle Montage, zu der im Lauf der Jahre immer etwas hinzugefügt und aus der etwas anderes entfernt wird“ (ebd., S. →). Die Bedeutungszuschreibungen des kommunikativen Gedächtnisses sind somit im höchsten Grade veränderlich (Erll 2005, S. 28), sie spiegeln immer nur das wieder, was im Moment des Erinnerns als relevant angesehen wird. Im Gegensatz zum kommunikativen Gedächtnis handelt es sich beim kulturellen Gedächtnis „um eine an feste Objektivationen gebundene, hochgradig gestiftete und zeremonialisierte [...] Erinnerung“ (ebd., S. →), die „einen festen Bestand an Inhalten und Sinnstiftungen“ (ebd., S. →) transportiert. Im Rahmen der Fachdidaktik, die kaum über Denkmäler (ebd., S. →) oder institutionalisierte Feste (ebd., S.28) verfügt, artikuliert sich das kulturelle Gedächtnis vor allem in Rückblicken, Festreden, Memoranden und Lehrplanempfehlungen. Wie das kommunikative Gedächtnis ist auch das kulturelle Gedächtnis „ein retrospektives Konstrukt“ (ebd., S. →), das sich allerdings durch eine größere „Geformtheit“ (ebd., S. →), „Organisiertheit“ (ebd., S. →) und „Verbindlichkeit“ (ebd., S. →) auszeichnet.


Sowohl das kommunikative als auch das kulturelle Gedächtnis der Geographiedidaktik wird vor allem von jenen Vertretern der Geographiedidaktik geformt, die über das Umfeld der eigenen Universität hinaus über das zu verfügen scheinen, was Kotre „Generativität“ nennt (Kotre 2004). Er versteht darunter das „Bedürfnis, die eigene Substanz in Formen von Leben und Werk einzubringen, die das Selbst überleben“ (ebd., S. →). Generativität ist weder mit Kreativität (ebd., S. →) noch mit Verantwortlichkeit (ebd., S. →) gleichzusetzen, denn sie bezieht sich nicht nur auf Fertigkeiten und Überzeugungen, die weitergegeben werden sollen, sondern auch auf diejenigen - meist jüngeren - Menschen, die diese Fertigkeiten und Überzeugungen in ihr eigenes Tun integrieren sollen (ebd., S. →). Der Anteil von Menschen, die über eine solche Generativität verfügen, liegt nach amerikanischen Untersuchungen bei Männern im Alter von 47 Jahren zwischen 31 (Arbeiter) und 41 (Harvard-Absolventen) Prozent (ebd., S. →), bei Harvard-Absolventen im Alter von 60 Jahren sogar bei 83 Prozent (ebd., S. →).


Die generativen Vertreter der ersten Geographiedidaktiker-Generation haben, besonders dann, wenn sie die Bühne verlassen, mit einem Problem zu tun, das per Definition in ihrem Weg angelegt ist: sie müssen loslassen lernen (ebd., S. →) und mit den Resultaten ihrer Bemühungen umgehen können, auch und gerade dann, wenn die junge Generation ihre Ideen und Vorstellungen auf eine ganz eigene Art weiterentwickelt (ebd., S. →). An dieser Stelle wird die Beschäftigung mit der jüngeren Geschichte des Faches zukunftsrelevant, denn die jüngere Generation, die im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts auf die Professorenstellen nachrückt, muss sich „im Kontext von Deutungen und Gegendeutungen selbst einen Weg zwischen Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft (...) suchen, um eine eigene professionelle Identität zu entwickeln“ (Schultz 2004a, S. 186 – Herv. i. O.) und womöglich selbst einen generativen Weg einzuschlagen. Dazu ist es kaum hilfreich, die „’wahre’ und einzig ‚richtige’ Geschichte“ (ebd., S. →) der Geographiedidaktik zu erzählen, an deren „Ende die gegenwärtigen Fachdidaktiker stehen“ (ebd., S. →). Vielmehr muss es darum gehen, die unterschiedlichen Interessen und Interpretationen der einzelnen Fachvertreter aufzuzeigen und Spielräume deutlich zu machen (ebd., S. →). Diese Freiräume zu erkennen und für die eigene Entwicklung zu nutzen, ist die Aufgabe der Jüngeren.





	
Jahr

	Alter von ...

	Ereignisse





	

	Haubrich

	Lethmate

	M. Hemmer

	





	1932

	

	

	

	Gründung Saudi-Arabiens Entdeckung des Neutrons





	1933

	1

	

	

	Machtübernahme Erste öffentliche Buchverbrennung Hitlers





	1934

	2

	

	

	Der „Lange Marsch“ der Roten Armee





	1935

	3

	

	

	Rassentrennung an Schulen Verbot von „Niggerjazz“





	1936

	4

	

	

	Gesetz über die Hitlerjugend Golden Gate Bridge eröffnet





	1937

	5

	

	

	Nylon patentiert





	1938

	6

	

	

	Otto Hahn gelingt die Kernspaltung





	1939

	7

	

	

	Beginn des Zweiten Weltkriegs





	1940

	8

	

	

	Höhlen von Lascaux entdeckt





	1941

	9

	

	

	Konstruktion der ersten funktionstüchtigen programmierten Rechenmaschine





	1942

	10

	

	

	Farbfilme für das Kino





	1943

	11

	

	

	„Das Sein und das Nichts“ von J.-P. Sartre





	1944

	12

	

	

	Bretton Woods (IWF, Weltbank)





	1945

	13

	

	

	Kapitulation USA werfen die erste Atombombe auf Hiroshima ab





	1946

	14

	

	

	Nazi werden wegen „Verbrechen gegen die Menschlichkeit“ angeklagt





	1947

	15

	

	

	Unabhängigkeit Bau des ersten Transistors Indiens





	1948

	16

	1

	

	Allgemeine Erklärung der Menschenrechte





	1949

	17

	2

	

	Gründung der BRD





	1950

	18

	3

	

	2 Mio. Arbeitslose (> 13%) Beginn des Koreakriegs





	1951

	19

	4

	

	Erstes AKW liefert Strom





	1952

	20

	5

	

	Erste Tagesschau; 800 Haushalte besitzen einen Fernseher





	

	

	

	

	Neue Produktionstechnik für Kunststoffe





	1953

	21

	6

	

	Hillary und ein Sherpa erreichen als erste den Gipfel





	

	

	

	

	des Mount Everest





	1954

	22

	7

	

	Erster Industrieroboter





	1955

	23

	8

	

	Gastarbeiterabkommen mit Italien 1. Linienflug der Deutschen Lufthansa nach dem 2. Weltkrieg1 Gründung der Condor Ferienfluggesellschaft





	1956

	24

	9

	

	„Look Back In Anger“ von John Osborne wird in London uraufgeführt





	1957

	25

	10

	

	Sputnik-Schock EWG gegründet Atomunfall in Windscale





	1958

	26

	11

	

	1,2 Millionen Fernsehgeräte





	1959

	27

	12

	

	Antarktis-Abkommen





	1960

	28

	13

	

	Brasilia eingeweiht





	1961

	29

	14

	

	Mauerbau





	1962

	30

	15

	

	Unabhängigkeit Algeriens Kubakrise Reiseunternehmen der Neckermann Versand KG wird gegründet Erste Single der Beatles: „Love Me Do“





	1963

	31

	16

	1

	Start: Fussball-Bundesliga „I have a dream...“ Martin Luther King Kennedy ermordet





	1964

	32

	17

	2

	1Krieg -millionster in Vietnam Gastarbeiter eskaliert





	1965

	33

	18

	3

	Arbeitslosenrate 0,7%





	1966

	34

	19

	4

	Indira Gandhi wird indische Premierministerin Erste Condor-Langstrecken-flüge nach Thailand, Ceylon, Kenia und in die Dominikanische Republik





	1967

	35

	20

	5

	Farbfernsehen Student wird von startet Polizei erschossen (Berlin)





	1968

	36

	21

	6

	Studentenunruhen in Paris





	1969

	37

	22

	7

	Erste Mondlandung





	1970

	38

	23

	8

	Bau des ersten Jumbo-Jets (Boing 747) Assuan-Staudamm fertiggestellt





	1971

	39

	24

	9

	Erster Einführung Mikroprozessor des Bafög





	1972

	40

	25

	10

	„Radikalenerlass“





	1973

	41

	26

	11

	Ölkrise „Lucy“ gefunden





	1974

	42

	27

	12

	Terrakotta-Armee in der Nähe von Xi’an entdeckt





	

	

	

	

	Militärputsch beendet Diktatur in Portugal





	1975

	43

	28

	13

	Erster PC





	1976

	44

	29

	14

	Protest gegen Atomkraftwerk in Brokdorf Chemieunfall in Soveso





	1977

	45

	30

	15

	1 Mio. Arbeitslose





	1978

	46

	31

	16

	Erstes Retortenbaby in Großbritannien geboren





	1979

	47

	32

	17

	Margaret Nato-Doppelbeschluss Thatcher gewählt





	1980

	48

	33

	18

	Ronald Freie Republik Reagan Wendland gewählt geräumt





	1981

	49

	34

	19

	MTV Griechenland geht auf Sendung tritt EG bei





	1982

	50

	35

	20

	Kohl Friedensdemonstrationen gewählt





	1983

	51

	36

	21

	Grüne erstmals im Bundestag





	1984

	52

	37

	22

	AIDS-„Terminator Virus entdeckt I“ im Kino





	1985

	53

	38

	23

	Erster Smogalarm Stufe III





	1986

	54

	39

	24

	Atomunfall Spanien und in Portugal Tschernobyl treten EG bei





	1987

	55

	40

	25

	Doppel-Null-Lösung („Abrüstung“) Erstes Guns’n’Roses Album „Appetite for Destruction“ erscheint





	1988

	56

	41

	26

	Rücktritt Reagans





	1989

	57

	42

	27

	Fall der Mauer





	1990

	58

	43

	28

	Rücktritt World Wide Thatchers Web entwickelt





	1991

	59

	44

	29

	Mumie eines Steinzeitmenschen („Ötzi“) in den Alpen gefunden





	1992 1993

	60 61

	45 46

	30 31

	Umweltgipfel in Rio Rassenunruhen in Los Angeles Europäischer Binnenmarkt tritt in Kraft Brandanschlag in Solingen Huntington publiziert seine These vom „Clash of Civilizations“





	1994

	62

	47

	32

	Letztes von 6 Quarks nachgewiesen Eurotunnel fertiggestellt





	1995

	63

	48

	33

	Giftanschlag in der U-Bahn von Tokio





	1996

	64

	49

	34

	Kofi Annan wird der erste schwarze Generalsekretär der „Neckermann UNO Polska“ wird gegründet; damit werden die Geschäfte auf Osteuropa ausgeweitet





	1997

	65

	50

	35

	„Pathfinder“ auf Mars





	1998

	66

	51

	36

	Ende der Ära Kohl





	1999

	67

	52

	37

	Vollständig erhaltenes Mammut gefunden





	2000

	68

	53

	38

	„Einstieg in den Ausstieg“ der Atomenergie





	2001

	69

	54

	39

	Euro-Anschlag Einführung auf das World Trade Center in New York





	2002

	70

	55

	40

	Weltkindergipfel in New York SARS-Krise in Asien (SARS = Severe Acute Respiratory Syndrome)





	2003

	71

	56

	41

	In Mexiko läuft der letzte VW-Käfer vom Band Arnold Schwarzenegger wird Gouverneur von Kalifornien





	2004

	72

	57

	42

	EU-Erweiterung nach Osten Terroranschlag auf Madrider Bahnhöfe Olympische Sommerspiele in Athen







Tab. 1: Einige gesellschaftliche Eckpunkte in der Geschichtlichkeit dreier Geographiedidaktiker2 (Quellen: Geburtsjahre aus: Dittmann, 2001; historische Ereignisse ausgewählt aus: Die interaktive Jahrhundert-Chronik, 2001, ergänzt durch: Baratta 2002, Sp. 847 und Sp. 1040; 2003, Sp. 1084 und 1117; 2004, S. 10, 13, 18 und 178; Ehlers 1996, S. 338; Know-Library 2005; ZDF 2005)


Beide – sowohl die ältere als auch die jüngere Generation – müssen sich bei dem Prozess der Weitergabe und Weiterentwicklung von Ideen der eigenen Geschichtlichkeit (Hentig 1996, S. 85) oder Historizität (Mayring 2002, S. 34) bewusst sein. In der Geschichtlichkeit des eigenen Seins sieht von Hentig „eine gern verdrängte Realität“ (ebd. S. →), die sich weder durch ein ausgeprägtes „Geschichtsbewusstsein“ (ebd., S. →) noch durch „Geschichtswissen“ (ebd., S. →) erhellen lasse. Vielmehr bezeichnet er mit Geschichtlichkeit „die


Schwierigkeit, Identität im Wandel zu erkennen und die Chance für Veränderung und Vielfalt in der Geltung von bleibenden Gesetzen“ (ebd., S. →f). Ein Bewusstsein der eigenen Geschichtlichkeit beinhaltet für ihn sowohl die bewusste Reflexion des eigenen Lebenskontextes (ebd., S. →) als auch ein „Bewusstsein von epochalen Veränderungen in der Welt durch Fernsehen und Computer, Gentechnik und Atomenergie“ (ebd., S. →). Schon bei einer überaus oberflächlichen Betrachtung der Geschichtlichkeit von Geographiedidaktikern als Geschichtlichkeit verschiedener Generationen zeigen sich deutliche Schwierigkeiten für Verständigungsprozesse zwischen Positionen, „die keine einfache Kausalität [haben], sich auch nicht aus mehreren Kausalitäten zusammensetzen [lassen]“ (ebd., S. →), sondern in den jeweiligen Lebensgeschichten gewachsen sind (ebd., S. →). Hartwig Haubrich, dessen Kindheit in die Jahre des Nationalsozialismus fällt, vermutet in seinen Erinnerungen, dass diese Zeit „für die heutige Generation ein Leben auf einem anderen Stern“ (Haubrich 2004) bedeute. Trotz der unfraglich düsteren deutschen Geschichte fallen in diese Jahre aber auch Entdeckungen, Erfindungen und Hervorbringungen, die bis heute Menschen weltweit faszinieren oder für sie nützlich sind, sei es nun der Bau der Golden Gate Bridge, die Entdeckung der Höhlen von Lascaux oder die Entwicklung des Farbfilms. Alle diese Dinge gehörten für die nachfolgende Generation bereits zur unhinterfragten Umgebung. Diese erste Nachkriegsgeneration erlebte in ihrer Jugend die Verbreitung des Massenmedium Fernsehens, das für die darauffolgende Generation genauso zum alltäglichen Umfeld gehörte wie die Gastarbeiter, die inzwischen nach Deutschland gekommen sind. Jede Generation ist somit in je eigene gesellschaftspolitische Umstände eingebunden, erlebt die gleichen gesellschaftspolitischen Umstände in einem anderen Lebensalter. Jeder einzelne Vertreter der verschiedenen Generationen wiederum erlebt diese Bedingungen aufgrund unterschiedlicher Lebensumstände und Erfahrungen anders und in der Regel „völlig einmalig“ (ebd., S. →).


Die Identität eines Faches wird von der Geschichtlichkeit und Generativität seiner Vertreter geprägt. Um es den nachwachsenden Geographiedidaktikern möglich zu machen, ihren jeweiligen Standort zu definieren, bedarf es aber auch einer komplexen Geschichte, die über das derzeitige Funktionsgedächtnis des Faches hinausgeht, das „als formatives Selbstbild das Leben bestimmt und dem Handeln Orientierung gibt“ (Assmann 1999, S. 134f). Natürlich ist auch eine komplexe Geschichte das Konstrukt des jeweiligen Autors, denn die „historischen Zusammenhänge werden nicht ge funden, sonders er funden, sie liegen nicht schon vor, sondern sie entstehen erst in der Werkstatt des Historikers“ (Schultz 2004a, S. 182 – Herv. i. O.). Dieses Konstrukt ist allerdings bereits die Beobachtung der Beobachtung, ein „Gedächtnis zweiter Ordnung, ein Gedächtnis des Gedächtnisses, das in sich aufnimmt, was seinen vitalen Bezug zur Gegenwart verloren hat“ (Assmann 1999, S. 134). Ob die komplexen Geschichten am Ende gut sind oder nicht, das hängt zwar auch davon ab, ob sie ihrem Gegenstand gerecht werden (ebd., S. →), vor allem aber geht es darum, Geschichten zu erzählen, die „in sich kohärent und widerspruchsfrei sind, ein Lektürevergnügen bieten und eine fruchtbare (nicht etwa wahre) Perspektive auf die Vergangenheit eröffnen“ (ebd., S. →f – Herv. i. O.).


In dieser Arbeit soll der Versuch unternommen werden, eine solche komplexere Geschichte zu erzählen. Bevor ich das tue, möchte ich allerdings zunächst kurz betrachten, welche Geschichten das kulturelle Gedächtnis des Faches bisher bereithält – und welche eher nicht.





1 In diesem ersten Jahr beförderte die Deutsche Lufthansa 74.000 Passagiere – so viele wie 2005 an einem durchschnittlichen Vormittag (ZDF 2005).


2 Gut 70 Lebensjahre auf einige „repräsentative Eckdaten“ zu reduzieren, kommt einer Quadratur des Kreises gleich. Selbst Günter Grass (1995) kann rund 150 Jahre deutscher Geschichte nicht in weniger als 37 Geschichten verdichten; es ist eben ein „weites Feld“. Und der Fischer Weltalmanach nennt in seiner Jahreschronik für den Zeitraum von Juli 2004 bis Juni 2005 allein 122 Ereignisse (Baratta 2005, S. 10-21). Deswegen habe ich hier „auf den Anspruch intendierter Vollständigkeit“ (Brieske, Fieberg 2006, S. 46) verzichtet und eine Auswahl getroffen, die vielleicht gerade aufgrund des Fehlens von erwarteten Ereignissen zum Nachdenken anregt (ebd., S. 46). Ausgewählt wurden sowohl Ereignisse, die zu Veränderungen des Alltags, aber auch der fachlichen – geographischen wie pädagogischen - Sichtweisen führen konnten, als auch Ereignisse, die selbst von allgemein interessierten Erwachsenen oft kaum wahrgenommen werden, obwohl ihnen in bestimmten Wissenschaften eine große Bedeutung zukommt. Daneben finden sich einige, aber nicht zu viele politische Eckdaten, die die Einordnung erleichtern sollen.





2 GUTE GESCHICHTEN, SCHLECHTE GESCHICHTEN UND EINE KOM-PLEXE GESCHICHTE


Als 1978 auf einer Tagung in Münster eine erste Bilanz zu den Reformen seit dem Kieler Geographentag 1969 gewagt werden sollte, wies Hard (1979) mit Blick auf die Fachwissenschaft darauf hin, dass Geographen, besonders dann, wenn sie „sich zur Methodologie und Geschichte ihrer Disziplin äußern“ (Hard 1979, S. 14), dazu neigten, „gute Geschichten zu erzählen“. Unter einer „guten Geschichte“ verstand er dabei unter Bezug auf Schreier eine Geschichte, „die die anerkannten Werte bestätigt und die herrschende Ordnung als die beste erscheinen lässt“ (Schreier 1978, S. 90f; zit. n. Hard 1979, S. 14). Dabei könne es vorkommen, dass zur gleichen Zeit auffallend unterschiedliche „gute Geschichten“ erzählt werden, die „keineswegs konsistent zu sein brauchen“ (Hard 1979, S. 14), denn ein Autor, der sich um die „gute Geschichte“ der Geographie bemühe, schreibe zunächst einmal auf, „was sie für ihn bedeuten soll“ (ebd., S. →). Besonders bei Autoren, die die Geschichte des Faches selbst eine Zeitlang mitgemacht haben, also generativ tätig waren, werde aus der Fachgeschichte sehr schnell eine autobiographische Geschichte – und solch eine Geschichte unterliegt „im hohen Grade der ‚retrospektiven Fälschung’“ (Bartels, Hard 1975, S. 3), denn sie ist immer geprägt vom „eigentlichen Interesse des Gedächtnisses: das Selbst mit Sinn zu versorgen“ (Kotre 1998, S. 110). In der Geographiedidaktik wurden solche „guten Geschichten“ in Form von „Bilanzen“ schon Mitte bis Ende der 70er Jahre publiziert (Schultze 1979a, S. 2; 1979b, S. 69; vgl. dazu auch Schramke 1981a, S. 186). Sie haben allesamt daran gearbeitet, dem damaligen Stand der Geographiedidaktik aus der Perspektive des jeweiligen Autors heraus „Legitimation, Identität, Sinn und Logik“ (Hard 1979, S. 15) zu verleihen und damit das Fundament für die jeweils gewünschte weitere Entwicklung zu legen.



2.1 GUTE GESCHICHTEN


Schramke vermutete schon zu Beginn der 80er Jahre, dass die „guten Geschichten“ der Geographiedidaktik aus „zwei deutlich verschiedenen Interessenlagen heraus und von Mitgliedern wenigstens zweier Fach-‚Fraktionen’ vorgelegt“ (Schramke 1981a, S. 186) worden seien. Das Motiv der einen, eher länderkundlich orientierten Fraktion sei dabei gewesen, die für das Fach als schädlich angesehene Reformphase für abgeschlossen zu erklären, um „in eine neue, ‚ordentlichere’, ‚gemäßigtere’ oder konservativere Epoche der Geographiedidaktik aufbrechen zu können“ (ebd., S. →). Die andere Fraktion, in der sich viele aktive Reformer befanden, habe dagegen das Interesse gehabt, dass „gesichtet und gesichert werden (solle), was eigentlich die Reform des Geographieunterrichts sollte, was sie erreichte und welche Reform-Essentials es zu verteidigen“ (ebd., S. →) gelte. Ihnen sei es bei der Formulierung ihrer Texte auch darum gegangen, „den Gruppenzusammenhang in der Reform-Gemeinde angesichts einer deutlichen Abkühlung des ‚Reform-Klimas’ zu stärken“ (ebd., S. →). Wenn in den nächsten Kapiteln nicht nur zwei, sondern drei „gute Geschichten“ vorgestellt werden, dann deshalb, weil die Lage im Nachhinein doch nicht so einfach zu sein scheint: Neben der Diskussionslinie „Allgemeine Geographie statt Länderkunde“ gab es mindestens noch den Ansatz der Lernzielorientierung, der sich nicht eindeutig einer der beiden Richtungen zuordnen lässt. Darüber hinaus spiegelte sich zumindest in einer der hier vorgestellten Geschichten auch noch eininstitutioneller Machtkampf (vgl. Kap. 2.1.3), der sowohl in der Auseinandersetzung um die Inhalte als auch in der Diskussion um die didaktischen Ansätze ausgefochten wurde. Die Reform-Gemeinde war alles andere als ein geschlossenes Lager, sondern sie war zersplittert in einzelne Fraktionen, die alle versucht haben, ihre jeweiligen Bemühungen als die einzig „folge-richtige Ordnung“ (Schramke 1981a, S. 186) darzustellen. Dabei haben sie ihre Geschichten zwar aus zum Teil sehr ähnlichen Versatzstücken zusammengesetzt, deren Wirkungen aber unterschiedlich gedeutet. Wieso im Endeffekt doch auffallend unterschiedliche Erzählungen entstehen, soll an den „guten Geschichten“ von Gerlach (1977), Schultze (1979a; 1979b) und Hoffmann (1978) gezeigt werden.



2.1.1 GERLACHS „RÜCKBLICK AUF DIE ENTWICKLUNG DER FACHDI-DAKTIK“


Die Bilanz von Gerlach (1977), damals Professor an der Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg, gehört zu den ersten Rückblicken, die Ende der 70er Jahre veröffentlicht wurden. Interessant daran ist, dass Gerlach weder in der Reformphase noch danach durch allzu große aktive Mitarbeit an der geographiedidaktischen Entwicklung aufgefallen ist: In der Bibliographie von Schramke (1983) und in der Datenbank Schulpraxis 2001 (Landesinstitut für Schule und Weiterbildung, 2001) findet sich nur ein weiterer geographiedidaktischer Beitrag von ihm: „Der Bauboom im Oberengadin“ (Gerlach 1980), in dem „die Auswertungssendung3 einer Geographiestunde mit Schulfunkeinsatz (...) wörtlich abgedruckt“ ist (Landesinstitut für Schule und Weiterbildung 2001) und der „ohne Literaturangaben“ auskommt (Schramke 1983, S. 309). Auch in der Liste der Mitarbeiter am RCFP (Fürstenberg 1980, S. 14f) lässt sich der Autor nicht finden. Gerlach selbst zitiert in seinem Rückblick lediglich einen weiteren eigenen Aufsatz: „Die Großstadt als Thema eines fächerübergreifenden Erdkundeunterrichts“ von 1967 (Gerlach 1977, S. 38). Welche gute „gute Geschichte“ konnte solch ein „stiller Beobachter“ über die Reform erzählen?


Für Gerlach begann die Reform bereits an der „Wende von den fünfziger zu den sechziger Jahren“ (Gerlach 1977, S. 35). Ausgangspunkt: das Problem der Stofffülle, das auch im Erdkundeunterricht unübersehbar geworden sei. Die Fachdidaktik habe mit „bisweilen äußerst konträren Positionen“ (ebd., S. →) auf das Problem reagiert. Diese Positionen ließen sich grob zwei Grundansätzen zuordnen: Dem der geisteswissenschaftlichen Pädagogik und dem der „Öffnung gegenüber den empirischen Sozialwissenschaften“ (ebd., S. →). Die geisteswissenschaftliche Pädagogik zeichne sich vor allem dadurch aus, dass sie „ihre Bildungsgüter vor dem Hintergrund verbindlicher anthropologischer Leitbilder auswählte“ (ebd., S. →)4, während die stärker an den Erziehungswissenschaften orientierten Ansätze sich dadurch auszeichneten, dass sie die „Erkenntnisse über Verhaltensnormen und Verhaltensweisen in der heutigen Gesellschaft für die Formulierung von Zielen und Inhalten des Unterrichts“ (ebd., S. →) nutzten.


Zum Ansatz der geisteswissenschaftlichen Pädagogik zählte Gerlach sowohl die am exemplarischen Prinzip orientierten Vorstellungen von Schultze, Schüttler und Wocke (ebd., S. →), als auch die Bemühungen z. B. von Geipel oder Fick, neue, allgemeingeographische Stoffe in den Geographieunterricht aufzunehmen. Schultze, Schüttler und Wocke hätten in ihren Ansätzen „die intensive Sachdurchdringung an einzelnen überschaubaren, wenn auch unterschiedlich gearteten Raumbeispielen“ (ebd., S. →) gefordert und „den Wert fachspezifischer Erkenntnisse gegenüber extensiver Stoffaneignung“ (ebd., S. →) betont. Dazu hätten sie die Inhalte des Erdkundeunterrichts „nach Schwierigkeits-graden“ (ebd., S. →) eingestuft. Der konventionellen Stoffanordnung „vom Nahen zum Fernen“ sei so „eine klare Absage“ (ebd., S. →) erteilt worden. Auch Geipel und Fick hätten die Absicht gehabt, „facheigene Methoden auch als Verfahrensweisen jener Wissenschaft bewusstzumachen, die den verwickelten Beziehungen zwischen Raum und Gesellschaft nachgeht“ (ebd., S. →). Ihr Hauptanliegen sei allerdings gewesen, sich der Herausforderung durch neu eingeführte Integrationsfächer wie Gemeinschaftskunde oder Arbeitslehre zu stellen (ebd., S. →), indem sie neue, allgemeingeographische Inhalte aufbereiteten und versuchten, ihre „besondere Eignung als fächerübergreifende Unterrichtsgegenstände möglichst deutlich herauszuarbeiten“ (ebd., S. →). Zu diesen Inhalten hätten u. a. „die Probleme der modernen Großstadt, des Verkehrs, der Industrie, auch der heutigen Agrarlandschaft“ (ebd., S. →) gezählt.


Im Rahmen dieses Ansatzes empfand Gerlach die „prononciert vorgetragene Position Schultzes“ (ebd., S. →) als besonders kritisch: Er habe die „Bedeutung des Begrifflich-Kognitiven für die geographische Bildung des Schülers“ (ebd., S. →) überbetont und argumentiert, dass das Einzige, „was sich tatsächlich exemplarisch erarbeiten ließe, (...)‚ das kategoriale Grundgefüge ‚der Geographie‘, (...) der Wirklichkeitsaspekt dieser Wissenschaft als fundamentale Erfahrung und ‚Struktureinsicht’5“ (ebd., S. → – Herv. A. U.) sei. Dieser Vorschlag habe „in jenem 1970 von demselben Autoren veröffentlichten Konzept [gegipfelt], nach dem die dem Fach eigenen Kategorien und Strukturen als das Nicht-Singuläre und demzufolge allein Übertragbare nur an allgemeingeographischen Exempeln erschließbar“ (ebd., S. → – Herv. A. U.) seien.


In der zweiten Hälfte der 60er Jahre sei es dann zunächst in den Erziehungswissenschaften zu „einer allgemeinen Abwendung von jener bildungstheoretischen Konzeption“ (ebd., S. →) gekommen. Der eigentliche Umschwung in der Geographiedidaktik habe mit der Rezeption der 1967 erschienenen Curriculumtheorie Robinsohns eingesetzt. Robinsohns Forderung sei es gewesen, Unterricht nicht länger an „durch Tradition sanktionierten Bildungszielen“ (ebd., S.


36) oder am „auf unreflektierter Konvention basierenden Wissenskanon“ (ebd., S. →) auszurichten, sondern an den Qualifikationen, die der Schüler für die Bewältigung späterer Lebenssituationen benötigte. Mit dieser Forderung sei die Vorstellung einher gegangen, dass für diese Aufgabe die traditionellen Fächer nicht mehr nötig seien – eine Annahme, die die Vertreter der Geographie ebenso wie die Vertreter anderer Fächer zu entkräften versuchten: „Es war vor allem Geipel (vgl. 1968) zu verdanken, dass sich die Fachdidaktik sehr bald dem allgemeinen Auftrag gestellt und um den Nachweis bemüht hat, dass auch und auf welchem Wege gerade der Geographieunterricht dem Schüler helfen kann, sein Leben heute und morgen zu meistern und jene Verhaltensdispositionen zu entwickeln, die zugleich als gesellschaftlich notwendig erachtet werden“ (ebd., S. →). Hauptaufgabe sei es dabei zunächst geworden, „den Unterricht auf allen Stufen an differenzierte Lernziele zu binden“ (ebd., S. →). Bald habe man allerdings erkennen müssen, dass es nicht gelingen könne, fachliche Lernziele aus übergeordneten Lernzielen zu deduzieren. Als Folge habe man sich auf die Formulierung fachlicher Lernziele beschränkt (ebd., S. →). Dabei seien vor allem die Vorstellungen der Münchener Sozialgeographie hilfreich gewesen, mit deren „Daseinsgrundfunktionen als Suchinstrument und Relevanzfilter“ (ebd., S. →) die Lebenssituationen, für die der Geographieunterricht qualifizieren könne, bestimmt werden konnten. Ergebnis der Diskussion sei es, dass „die Sachverhalte der Allgemeinen Geographie, am regionalen Beispiel aufgezeigt, in Zukunft auf allen Schulstufen eine beträchtliche Rolle spielen werden“ (ebd., S. →). Der Länderkunde billige man „mittlerweile nur noch einige, jedoch nachdrücklich unterstrichene Bedeutung als geographische Methode zur ‚Gesamtfaktorenschau’ zu. (...) Die Zuweisung regionalgeographischer Themen an die oberen Klassen der Sekundarstufe I und II, an denen nach neuesten Konzepten Einsichten in die komplexen Strukturen von ausgewählten Staaten und Wirtschaftsräumen und deren Wandel erarbeitet werden sollen, weist genau in diese Richtung“ (ebd., S. →).


Für Gerlach hat die Geschichte so einen guten Ausgang genommen: Mit der Ausrichtung des Unterrichts an Lernzielen ist „das Problem der stofflichen Alternativen endgültig in den Hintergrund gedrängt worden“ (ebd., S. →). Die „radikalen Forderungen der Studenten auf dem Kieler Geographentag, wonach die Länderkunde, weil angeblich unwissenschaftlich, problemlos und konfliktverschleiernd, ‚abgeschafft’ werden müsse“ (ebd., S. →), seien damit ebenso vom Tisch wie die Position Schultzes (ebd., S. →). Die Länderkunde habe sich über die Wirren der Reform einen – wenn auch nicht mehr den unumstritten einzigen - Platz im Geographieunterricht erhalten können. Gleichzeitig bestehe auch „Einigkeit (...) darüber, dass zur Einfügung der behandelten Einzelobjekte in die größeren räumlichen Zusammenhänge wie zum Zurechtfinden auf der Erde dem Schüler in Zukunft globale Orientierungsraster und Ordnungssysteme dienen sollen, die neben einem kontinuierlich auszuweitenden topographischen Wissen fest in dessen Vorstellung zu verankern sind“ (ebd., S. →).


Die dieser „guten Geschichte“ zugrunde liegende Kernaussage dürfte allerdings etwas anders lauten: Gerlach ging es nicht in erster Linie um eine – wenn auch nur teilweise - Rettung der Länderkunde. Das Bedrohliche war nicht die allgemeine Geographie an sich; bedrohlich war eher die von Schultze erhobene Forderung nach „begrifflich-kognitivem“ Verstehen. Ein theoretisch fundierter Unterricht, der auf begründete Einsichten zielte, schien ihm offensichtlich viel beunruhigender als ein wenig beschreibende allgemeine Geographie, die sich in den älteren Schulbüchern ja durchaus auch schon finden ließ6. Um diesen Anspruch an wissenschaftspropädeutisches Denken und Arbeiten abzuwenden, kam die Lernzielorientierung gerade recht: sie erlaubte durch die teilweise Lösung von der sich ebenfalls im Wandel befindenden Fachwissenschaft Geographie eine Tradierung konventioneller Inhalte im Schulfach Geographie.



2.1.2 SCHULTZES „KRITISCHE ZEITGESCHICHTE“


Im Gegensatz zu Gerlach zählt Schultze zu den prominentesten und – wie man an Gerlachs „guter Geschichte“ sehen kann - umstrittensten Vertretern der Reform. Mit seinem Aufsatz „Allgemeine Geographie statt Länderkunde!“ (Schultze 1970a) hatte er in der Fachdidaktiker- und Schulgeographengemeinde für einige Unruhe gesorgt. Knapp 10 Jahre später zog er eine „kritische Bilanz“7 (Schultze 1979b, S. 78) der Reformjahre. Trotzdem bezeichnete Schramke (1981, S. 189) Schultzes Erzählung schon kurz nach ihrem Erscheinen als „gute Geschichte“, die sehr breit rezipiert worden sei8 und „vermutlich vielen Seminaren und Prüfungsvorbereitungen zum Thema ‚Geschichte der Geographiedidaktik in der BRD’ zugrundegelegt“ werde (Schramke 1981a, S. 187). Dass diese Geschichte heute immer noch gerne erzählt wird, verdankt sich vermutlich auch dem Umstand, dass Schultze einer der wenigen damaligen Bilanz-Autoren ist, der seine Geschichte - wenn auch in Teilen verändert - immer wieder neu aufgeschrieben und publiziert hat (Schultze 1996b; Schultze, 1998). Ein weiterer Grund mag darin liegen, dass der Zeitpfeil (vgl. Abb. 1), mit dem Schultze seine Bilanz in der Geographischen Rundschau illustrierte, einen kontinuierlichen Fortschritt des Faches suggerierte9.


Pfeildarstellungen wie diese haben immer das grundsätzliche Problem, dass sie in ihrer „graphischen Eindimensionalität und textlichen Formelhaftigkeit “ (Schultz 2004b, S. 45 – Herv. i. O.) blind sind „für Durchdringungen, Überblendungen, von der herrschenden Meinung Bekämpftes und Verdrängtes, für Vorläufer oder Wiedergänger, die es alle gegeben hat und gibt“ (ebd., S. →). Dementsprechend zeigte auch Schultzes Pfeil auf der inhaltlichen Ebene 1970 einen markanten und unwidersprochenen Umschwung von der Länderkunde zur allgemeinen bzw. exemplarischen bzw. thematischen Geographie. Auf der methodischen Ebene stellte er einen Umschwung vom exemplarischen Erdkundeunterricht zur Lernzielorientierung fest. Als Gründe für diese Umschwünge wurden diverse inhaltliche, methodische und pädagogische Impulse aufgeführt, die in verschiedenen Pfeilformen auf den „breiten Kontinuitätsfluss“ (Schramke 1981a, S. 188) einwirkten. Offen blieb dabei, woher diese Innovationen stammten, warum sich manche von ihnen durchsetzten und andere nicht, und wenn sie sich durchsetzten, warum gerade diese zu dieser Zeit (Daum 1980b, S. 343; 1980c, S. 57; Schramke 1981a, S. 188). Für das Verständnis des hinter dem Pfeil steckenden Konstrukts scheint es allerdings auch interessant herauszufinden, warum das „Exemplarische“ mit dem Umschwung von 1970 aus der „Methodik“-Zeile in die „Inhalt“-Zeile wechselte.
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Abb. 1: Schultzes Pfeildarstellung der Fachgeschichte


(Quelle: Schultze, 1979a, S. 3)


Im Text erklärte Schultze die im Pfeil dargestellte Zäsur im Jahre 1970 mit dem Zusammenwirken verschiedener Ansätze, die in den Jahren zuvor sowohl in der Pädagogik als auch in der Geographiedidaktik diskutiert worden waren:


1. Schon vor 1960 seien Geographiedidaktiker von den Vorstellungen zum exemplarischen Prinzip erreicht worden (Schultze 1979a, S. 3), das sie beeindruckt habe, weil sie darin „eine Chance [sahen], die Stoffmenge zu reduzieren“ (ebd., S. 3). Der besonders vom Physikdidaktiker Martin Wagenschein entwickelte Ansatz des exemplarischen Prinzips zielte darauf, Schüler durch die Beobachtung von konkreten Gegenständen die zugrundeliegenden allgemeinen Gesetze selbst erarbeiten zu lassen (Wagenschein 1965, S. 81) und dabei auch die Methoden der Erkenntnisgewinnung zu reflektieren (Wagenschein 1956, S. 20f). Dieses Vorgehen – so Schultze - setze aber Gegenstände voraus, aus denen sich auch exemplarisch elementare Einsichten gewinnen ließen. Die Länderkunde mit ihrem idiographischen Ansatz habe solche Gegenstände nicht bieten können: „Erst mit der Hinwendung zum allgemeingeographischen Konzept lösten sich die Widersprüche auf“ (Schultze 1979a, S. 3).


2. Ebenfalls in den Jahren vor 1970 habe „eine Reihe engagierter Lehrer“ (ebd., S. 3) begonnen, an Unterrichtsprogrammen zu arbeiten. Deren Ursprung war – anders als Wagenscheins Ansatz vom exemplarischen Prinzip - in den Vorstellungen des Behaviorismus zu suchen (Jander 1982, S. 290; Jank, Meyer 1991, S. 297). Aus der Grundstruktur der Programme, die meistens aus vier Bausteinen (der Information, der Frage, der Antwort durch den Schüler und der Antwortbestätigung) bestanden, ergab sich ein überaus kleinschrittiges Vorgehen (Jander 1982, S. 290), bei dem der Schüler zwar entsprechend seinem individuellen Lerntempo voranschreiten konnte (ebd., S. →), aber im Grunde nur Fakten und exakt beschreibbare Fertigkeiten lernte (ebd., S. →). Auch dieser Ansatz schien für Schultze ein Schritt in die richtige Richtung, denn einige der Autoren der geographischen Unterrichtsprogramme hätten schon bald gemerkt, „dass Länderkunde sich schwer oder gar nicht programmieren lässt, dass allgemeingeographische Themen sich dagegen aufbauend programmieren lassen“ (Schultze 1979a, S. 3).


3. Die 1967 von Robinsohn formulierte Forderung, dass die Schule Kinder und Jugendliche für die Bewältigung zukünftiger Lebenssituationen zu qualifizieren habe und dass geprüft werden müsse, was die einzelnen Fächer dazu leisten könnten, habe bei den Geographiedidaktikern eine solche Unruhe bezüglich des Stellenwertes ihres Faches ausgelöst, dass sie sich sehr zügig den Anforderungen der neuen Theorie gestellt hätten. Schon vor 1970 hätten sie Begriffe wie „Lernziele“ und „Lernzielorientierung“ aufgenommen, ohne sie jedoch mit Inhalt füllen zu können: „Als Anfang 1970 das allgemeingeographische Konzept neue theoretische Klarheit brachte, da war damit auch die Tür offen für die Idee der Lernzielorientierung“ (ebd., S. →).


Auf der Fachdidaktikertagung in der Reinhardswaldschule 1968 hätten die Vertreter der Münchener Sozialgeographie und eine Mitarbeiterin Robinsohns eine „Affinität der beiden Ansätze“ (ebd., S. →) entdeckt. Ausschlaggebend sei das von der Münchener Sozialgeographie entwickelte Konzept der Daseinsgrundfunktionen (arbeiten, wohnen, sich versorgen, sich bilden, sich erholen, am Verkehr teilnehmen und in Gemeinschaft leben) gewesen, das die Forderung Robinsohns, die Schüler sollten für die Bewältigung von „Lebenssituationen“ qualifiziert werden, mit einem geographischen Inhalt füllte. Geipel und andere Sozialgeographen hätten diese Impulse aus der Curriculumtheorie aufgenommen und sie in die Fachdidaktik hineingetragen (ebd., S. →).


Auffallend an diesen 1970 zusammenfließenden „Strömungen“ ist, dass drei der vier Konzepte in einer wissenschaftstheoretischen Tradition standen (vgl. Abb. 2). Diese Tradition ging von einem „empirisch-analytischen Wissenschaftsverständnis“ (Jank, Meyer 1991, S. 297) aus. Dagegen stand ein Konzept, nämlich das des exemplarischen Lernens, in der Tradition der bildungstheoretischen Didaktik (ebd., S. →). Dieses eine Konzept war 1970 Ausgangspunkt für Schultzes Forderung nach allgemeingeographisch orientiertem Unterricht (Schultze 1970a, S. 1); die allgemeine Geographie bildete für ihn geradezu „das Korrelat zum exemplarischen Prinzip“ (ebd., S. →). Diese enge Verbindung zwischen Inhalt und Methode drückte er bereits damals in dem Begriff „allgemeingeographisch-exemplarischer Unterricht“ (ebd., S. →) aus. In der Rückschau am Ende der 70er Jahre gab ihm dieser zusammengesetzte Begriff die Möglichkeit, den methodischen Wandel auf einer anderen Ebene zu formulieren, als Gerlach (1977) es in seiner „guten Geschichte“ tat: nicht weg von der länderkundlichen Stoffhuberei hin zum „Begrifflich-Kognitiven“, sondern vom exemplarischen Prinzip zur Lernzielorientierung. Damit kann er die behavioristisch orientierten Strömungen nicht nur in seine „gute Geschichte“ integrieren, er kann die Hinwendung zur Allgemeinen Geographie sogar zum Schlüssel für die Durchsetzbarkeit all dieser Strömungen machen.
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Abb. 2: Didaktische Landkarte „Unterrichtskonzepte“


(Quelle: Jank, Meyer, 1991, S. 294)


Warum aber sollte Schultze sein eigenes Licht „allgemeine Geographie“ derart unter den Scheffel „Lernzielorientierung“ stellen? Die Antwort dürfte in der schon von Schramke (1981 S. 188 – vgl. Fußnote 7) zitierten Einschätzung Schultzes liegen, „dass der ‚Karren der Reform’ ins Stocken geraten ist“ (Schultze 1979a, S. 2). Dieses Stocken auf die Durchsetzung der allgemeinen Geographie zurückzuführen, ergäbe aber keine „gute Geschichte“. Folgerichtig schloss Schultze in der Bilanz, dass es die Lernzielorientierung sei, die „bisher nicht den erhofften Erfolg gebracht“ (ebd., S. →) habe. Dafür konnte er eine Reihe von Gründen anführen:


1. Robinsohn sei davon ausgegangen, dass es oberste zu definierende Lernziele gebe, aus denen die Fachinhalte quasi abgeleitet werden könnten. Diese Position habe Ernst übernommen und versucht, aus dem Richtziel „Emanzipation“ die Lernziele des Faches herzuleiten (vgl. Ernst 1970, S. 189). Der Zusammenhang zwischen Richt- und Groblernzielen sei aber „keineswegs so dicht und logisch konsequent (...), wie damals geglaubt wurde“ (Schultze 1979a, S. 5).


2. Die Unterscheidung von kognitiven und instrumentalen Lernzielen - von Ernst in die Diskussion eingeführt - sei falsch (vgl. Meyer, Oestreich 1973, S. 214). Instrumentale Lernziele wie Kartenlesen seien in Wirklichkeit kognitive Lernziele. Mit der Unterscheidung zwischen den beiden Lernzieltypen werde die „neue pädagogische Theorie (verbogen), bis sie auf die in der Geographie übliche, uralte Unterscheidung von Inhalten und ‚Techniken’ passt“ (Schultze 1979a, S. 6).


3. Die Formulierung affektiver Lernziele habe bisher nur auf einer sehr allgemeinen Ebene stattgefunden. Besonders Ernst neige dazu, sie einfach in der Formulierung „’Fähigkeit (= kognitiv) und Bereitschaft (= affektiv)’“ (ebd., S. →) zu koppeln.


4. Das „radikale Umdenken von den Inhalten des Unterrichts zu den Qualifikationen des Schülers“ (ebd., S. 5) werde an vielen Stellen nicht gemeistert. Viele Lehrer und Didaktiker bemerkten nicht, dass es bei der Lernzielformulierung um die Begründung statt nur um die Nennung von Inhalten gehe (ebd., S. 5). Diese Begründungen müssten außerhalb des Faches, nämlich in der Lebenswelt der Schüler gewonnen werden, weswegen „an sich“ wichtige Themen nicht unbedingt auch im Unterricht behandelt werden müssten (ebd., S. →).


Mit dieser eigentlich „schlechten“ Geschichte war Schultzes gute „gute Geschichte“ gerettet. Die Lernzielorientierung, die bei Gerlach noch als Rettung der Länderkunde erschien, hat aus Schultzes Perspektive die Chance, die in der Wende zur allgemeinen Geographie gelegen habe, nicht genutzt. Sie hat stattdessen lauter ungeklärte Probleme hinterlassen, während die allgemeine Geographie weiter an der Spitze des Entwicklungspfeils steht und darauf wartet, dass ihr Potential entfaltet wird.



2.1.3 HOFFMANNS „WEG DER CURRICULUMDISKUSSION“


Hoffmann (1978), ein engagierter Fachleiter aus Bremen (Feller 1993, S. 9), der u. a. Mitglied des „Neu-Isenburger-Kreises“ (ebd., S. →) und des Lenkungsausschusses des RCFP war (Geipel 1978a, S. 15), würde die Geschichten von Gerlach und Schultze vermutlich beide für schlechte „gute Geschichten“ halten, in denen Meinungsunterschiede „als eine rein innerfachliche Angelegenheit aufgefasst (werden), als ob es sich nur um einen ‚Schulenstreit’ unter Fachkollegen handelte“ (Hoffmann 1978, S. 47). Dabei gehe es vor allem darum, den „jahrzehntealten Konsens“ (ebd., S. →) über die „Grundmuster der Lehrpläne“ (ebd., S. →), der durch äußere Bedingungen in Gefahr geraten sei, in neuer Form wiederherzustellen. Die Geschichte, die aus dieser Sicht der Dinge erzählt wurde, war im Grunde genommen weder eine gute „gute“ noch eine schlechte „gute“, sondern eine „unendliche Geschichte“.


Es mag sein, dass eine Bedingung für solch eine unendliche Geschichte schon in der langen, reihenden Aufzählung der unterschiedlichen bildungspolitischen und wissenschaftstheoretischen Veränderungen (ebd., S. →f.) gegeben war, auf die mit einem neuen Lehrplan reagiert werden sollte:


1. Die Einführung des Fachs Gemeinschaftskunde in der Oberstufe (Saarbrücker Rahmenvereinbarung von 1960).


2. Der Aufbau von Gesamtschulen, die sich oft „vom traditionellen Fächerkanon lossagten“ (ebd., S. →) und stattdessen integrierte Lernbereiche ins Leben riefen.


3. Die Lehrplan-Revisionen durch die Kommissionen der jeweiligen Kultusministerien, die sich an dieser Fächerintegration ausrichteten.


4. Die Diskussion über Inhalte und Methoden in der allgemeinen Pädagogik, die mehr als zuvor auch auf die Fächer übergriff.


5. Die Didaktik der politischen Bildung, die auch auf das eigenständige Fach Geographie einwirkte.


6. Die Veränderung in der Fachdidaktik der Geographie selbst: Aufgabe des Anordnungsprinzips „vom Nahen zum Fernen“, exemplarisches Prinzip und Diskussion über Begriffe und Arbeitsweisen.


7. Die Veränderungen innerhalb der Fachwissenschaft Geographie: wissenschaftstheoretische Grundlegung, Prioritäten der Forschung, Berücksichtigung der Ergebnisse der Gesellschaftswissenschaften, quantitative Forschungsmethoden.


8. Neue Bereiche der beruflichen Anwendung der Geographie.


Die ersten Bemühungen um eine angemessene Reaktion auf all diese Veränderungen sah Hoffmann in einer Sitzung des Geographentages in Bad Godesberg 1967, wobei er vorweg feststellte, dass „die Jahreszahl 1967 (...) anscheinend ein willkürliches Datum“ (ebd., S. →) sei, da es „auch vorher allerlei Bemühungen um eine bessere didaktische Grundlegung des Geographieunterrichts gegeben“ (ebd., S. →) habe. Das Besondere an Bad Godesberg sei aber, dass hier die Stadtgeographie als „eine wichtige inhaltliche Komponente“ (ebd., S. →) in den Vordergrund gerückt worden sei. Ebenso seien „Sozialgeographie und prozessuale Betrachtungsweise akzeptiert“ worden (ebd., S.48). Diese wichtigen „Stoßrichtungen kommender Aktivitäten“ (ebd., S. →) seien in den zwei Folgejahren bis zur historischen Sitzung auf dem Kieler Geographentag „konsequent aufgebaut“ (ebd., S. →) worden. Zur Weiterarbeit auf dieser Grundlage seien dort vom Vorstand des Verbandes Deutscher Schulgeographen drei Arbeitskreise eingerichtet worden („Grundsatzfragen des Schulfaches Geographie“, „Lehrpläne“ und „Ausbildung der Geographielehrer“), die zunächst „nur durch eine lose Korrespondenz in Verbindung“ (ebd., S. →) geblieben seien. In Hoffmanns weiterer Erzählung kam dabei dem Arbeitskreis „Lehrpläne“, der zu diesem Zeitpunkt aus drei Personen bestand (ebd., S. →) und an dem er selbst beteiligt war, eine besondere Rolle zu. Zunächst habe es in dem Arbeitskreis drei verschiedene Ansätze oder auch nur Perspektiven gegeben:


1. Jonas, der Fachleiter in Göttingen war (Jonas 1970, S. 212), habe ein Konzept vorgestellt, das für die Sekundarstufe I vor allem einen an der allgemeinen Geographie orientierten Unterricht vorsah, der in der 11. Klasse um die länderkundliche Perspektive erweitert werden sollte, bevor die Schüler dann in den Jahrgangsstufen 12 und 13 in Gemeinschaftskunde unterrichtet würden (Hoffmann 1978, S. 49).


2. Hoffmann selbst habe sich zum einen an der von Robinsohn, Klafki u. a. geführten allgemein-didaktischen Diskussion und zum anderen an den fachwissenschaftlichen Diskussionen um die Sozialgeographie orientiert (ebd., S. →). Er habe „eine orientierende Einführung in Karte und Globus“ (ebd., S. →) und eine „stärkere Berücksichtigung der Begriffe und Arbeitsweisen im Lehrplan“ (ebd., S. →) vorgeschlagen.


3. B. Kreibich habe „eine Fülle von einzelnen Anregungen“ aus dem amerikanischen „High School Geography Project (HSGP)“ und der Arbeit an der TU München eingebracht.


Zu Beginn der 70er Jahre habe es mehrere äußere Anlässe (Veröffentlichung der Beiträge von Schultze, Hendinger und Ernst in der Geographischen Rundschau, Ergebnisse der Arbeit an den „Rahmenrichtlinien Gesellschaftslehre Sekundarstufe I“ des Landes Hessen) gegeben, die den Verband Deutscher Schulgeographen dazu veranlasst hätten, die Arbeit in den Arbeitskreisen zu intensivieren. Dies sei unter anderem bei drei Treffen in Neu-Isenburg geschehen (ebd., S. 52). In Neu-Isenburg trafen sich deutlich mehr Kollegen, als zuvor in den Arbeitskreisen tätig waren, so dass wiederum neue Konzepte in die Diskussion eingeflossen seien: Jonas habe jetzt einen lernzielorientierten Ansatz verfolgt, Hoffmann und Kreibich hätten den sozialgeographischen Ansatz ausgebaut. Richter habe seinen Entwurf für die Orientierungsstufe „streng nach den Daseinsgrundfunktionen“ gegliedert (ebd., S. →); Bauer, Kirchberg und Schultze hätten Überlegungen zur Stufengliederung vorgestellt (ebd., S. →). Von diesen Vorschlägen hätten sich im Laufe der Diskussion die Ansätze von Bauer und Hoffmann / Kreibich als ernsthafte Alternativen herauskristallisiert.


Bereits zu Beginn des nächsten Jahres habe es erneut ein Ereignis gegeben, das den Arbeitskreis dazu zwang, seine Tätigkeit nochmals zu intensivieren: Die Konzeption und Beantragung des Raumwissenschaftlichen Curriculum-Forschungsprojekts unter Federführung von Geipel stellte sich „für den Arbeitskreis (...) jedenfalls (...) als Termindruck dar“ (ebd., S. →). Der verbindliche Lehrplanentwurf, der jetzt entstehen sollte, sei in der Eile allerdings eher auf einen Konsens hinausgelaufen, der „von allerlei Zufälligkeiten mitbestimmt wurde“ (ebd., S. →). Trotzdem war hiermit die Arbeit des „Neu-Isenburger-Kreises“ abgeschlossen.


Allerdings erwies sich bald, dass die Geschichte hier noch nicht zu Ende war, denn die Lehrplankommissionen der Bundesländer seien mit dem Konsens nicht zufrieden gewesen (ebd., S. →), da er immer noch keinen „didaktisch abgesicherten, einigermaßen ausdiskutierten Gesamtplan“ (ebd., S. →) erbrachte habe. Sie hätten ihre jeweils eigenen Pläne erstellt, und es habe ein “Auseinanderdriften der Schulgeographie“ gedroht (ebd., S. →). Um dies zu verhindern, sei auf einer Tagung 1972 in Köln abermals ein „Orientierungsrahmen“ (ebd., S. →) erstellt worden, der „neben Begriffen, Arbeitsweisen, Lernzielen und Verhaltensdispositionen auch die räumliche Anordnung der Beispiele und Fallstudien“ (ebd., S. →) erfassen wollte. Zu Beginn des Jahres 1975 sei es dann zu einem erneuten Treffen gekommen, diesmal zwischen den Vertretern der Lehrplankommissionen aller Bundesländer (ebd., S. →). Bei diesem Treffen wurde ein neuer Konsens formuliert, der als „Empfehlung zu Richtlinien und Lehrplänen für Geographie im Sekundarbereich I (Klassen 5-10)“ (VDSG 1975) publiziert wurde. Auch dieser Plan habe wieder „Kompromisscharakter“ (ebd., S. →) und „theoretische Schwächen“ gehabt (ebd., S. →), aber man dürfe „an das Endergebnis der Verbandsbemühungen nicht jede theoretische Elle anlegen“ (ebd., S. →), denn es gebe einen „Unterschied zwischen der Forschungsund Lehrtätigkeit eines pädagogischen Universitätsinstituts und den freiwilligen Wochenendbemühungen von Verbandsarbeitskreisen“ (ebd., S. →f). Immerhin, das scheint für Hoffmann die gute Nachricht zu sein, habe der Verband – wieder einmal – eine allgemein verbindliche Richtlinie formuliert und damit den Geographieunterricht weitergebracht.


Die „gute Geschichte“, die dieser Erzählung zugrunde lag, lässt sich eigentlich nur in Bezug auf die reale oder scheinbare Definitionsmacht für das Schulfach Geographie verstehen. Bis zur Einrichtung geographiedidaktischer Lehrstühle an den Universitäten lag diese Definitionsmacht vor allem beim Verband Deutscher Schulgeographen als dem alleinigen Vertreter der schulischen Fachinteressen. Als in den 60er und 70er Jahren immer mehr professionelle Fachdidaktiker an den Universitäten begannen, ihre Vorstellungen vom Fach zu formulieren, musste der Verband um seine Definitionsmacht fürchten. Folgerichtig engagierte er sich vor allem in der Lehrplanarbeit. Und auch wenn die so formulierten Lehrpläne eher laienhaft waren, so waren sie doch die des Verbandes.



2.2 SCHLECHTE GESCHICHTEN


Neben den offiziell erzählten „guten Geschichten“ gibt es in der Entwicklung der Geographiedidaktik auch eine ganze Menge schlechter Geschichten. „Schlecht“ erscheinen diese Geschichten vor allem deswegen, weil die jüngeren Bemühungen um das Schulfach Geographie – sei es nun durch die Lehrerschaft oder die Didaktiker – die Entwicklungen in der Gesellschaft ebenso zu ignorieren oder sogar zu konterkarieren scheinen wie den Stand der Forschung in der zugehörigen Fachwissenschaft und in der Pädagogik. In Bezug auf die Fachwissenschaft führt das dazu, dass man selbst von angehenden Studierenden „immer wieder mit dem veralteten und höchst unvollständigen Bild einer Stadt-, Land-Fluss-Erdkunde konfrontiert“ (Baade, Gertel, Schlottmann 2005, S. 30) wird, das „den heutigen Auffassungen zum Gegenstand und zur Methodik der wissenschaftlichen Geographie“ (ebd., S. →) kaum gerecht wird. In Bezug auf die Pädagogik sieht man sich hehren Zielformulierungen gegenüber, obwohl unübersehbar ist, dass „die vormals vorgenommen Ableitungen von Unterrichtsinhalten aus gesellschaftlich vorgegebenen Normen [...] heute angesichts der Vielzahl pluraler Entwürfe nicht mehr aus[reichen]“ (Scheunpflug 2001b, S. 14). Oft werden dabei tatsächliche Errungenschaften der Reformjahre – und seien es nur erste Schritte gewesen – dem Vergessen preisgegeben. Das Strickmuster dieser Geschichten ist häufig ebenso einfach wie das der guten Geschichten: Aufgrund von Veränderungen im gesellschaftlichen oder wissenschaftlichen Umfeld kommt ein Autor in den Reformjahren zu der Aussage, dass sich der Geographieunterricht oder die Geographiedidaktik darauf in Zukunft einstellen müssten. Fünfundzwanzig bis dreißig Jahre später – die Gesellschaft oder die Wissenschaft haben sich so weiterentwickelt, wie der Autor vermutet hat – findet sich bei modernen Autoren genau die Vorstellung wieder, gegen die sich der Alt-Autor zuvor gewendet hatte. Solche Geschichten erscheinen manch einem Schulgeographen oder Geographiedidaktiker vielleicht als gut, in ihrem gesellschaftspolitischen oder fachwissenschaftlichen Umfeld müssen sie allerdings als zumindest anachronistisch erscheinen.



2.2.1 DIE WELT ZU HAUSE – ZU HAUSE IN DER WELT


Der an der Länderkunde ausgerichtete Geographieunterricht konnte lange Zeit davon leben, für einen großen Teil der Bevölkerung die wichtigste Informationsquelle über andere Weltengegenden zu sein. In den 50er und 60er Jahren des 20. Jahrhunderts wurde diese Monopolstellung immer mehr in Frage gestellt: Zunächst probehalber konnten 4000 Haushalte am 26. 11. 1952 die erste „Tagesschau“ empfangen (Weber 2001, S. 79). Knapp zwei Jahre später, am 1. 10. 1954, begann die Ausstrahlung des ARD-Fernsehprogramms (ebd., S. 79). Durch die Gründung des ZDF am 6. 6. 1961 wurde dieses Angebot um ein weiteres Programm ergänzt (ebd., S. →). Die Anzahl der Haushalte mit Fernsehgerät stieg in den nächsten neun Jahren von etwa 4 Millionen (1961) auf über 15 Millionen (Schildt 2001, S. 8). Da es sich beim Fernsehen um ein vor allem visuelles Medium handelt, wurden Informationen so für ein breites Publikum – vom Kind über den einfachen Arbeiter bis zum Akademiker - zugänglich (Postman 1987, S. 94). Aber die Welt wurde den Menschen nicht nur nach Hause gebracht, immer mehr Deutsche begannen auch, die Welt selbst zu erkunden: „Die Inlandsreisen der Bundesdeutschen stiegen von 9,8 Mill. 1962 auf 18 Mill. 1973, die Auslandsreisen von 6,2 auf 18,5 Mill.“ (Armanski 1978, S. 13), womit zu Beginn der 70er Jahre die Zahl der Auslandsreisen auch im Vergleich zur Zahl der Inlandsreisen kräftig angestiegen war. Immer mehr Menschen in Deutschland bekamen so die Möglichkeit, sich anders als über den Schulunterricht über fremde Länder zu informieren oder diese sogar persönlich kennen zu lernen.


Angesichts solcher Veränderungen verwundert es von daher kaum, wenn Hendinger zu Beginn der 70er Jahre fragte, ob die „Länderkunde im Zeitalter moderner Massenmedien (Fernsehen, Rundfunk, Zeitungen, populäre Sachbücher) als Informationsquelle und bei dem zunehmenden Abbau räumlich-zeitlicher Distanzen durch moderne Verkehrswege und ständige Geschwindigkeitserhöhung noch eine genügende Lernmotivation für den Schüler“ (Hendinger 1970, S. 158) biete und Gerlach auch am Ende der Reformphase noch forderte, „das Schema der konzentrischen Kreise durch einen Modus der Stoffverteilung zu ersetzen, der nicht mehr im Widerspruch zu den soziologischen wie psychischen Bedingungen ‚moderner Weltaneignung’ steht“ (Gerlach 1977, S. 35; vgl. Haubrich 1984b, S. 524; Daum 1990, S. 18). Die aus diesen Feststellungen gezogenen Folgerungen für den Unterricht lagen auf der Hand: Man konnte sich nicht länger darauf konzentrieren, den Schülern Länder oder geographische Gegenstände näher zu bringen. Die Gegenstände waren schon da. Jetzt kam es eher darauf an, die Informationen ordnen und erklären zu können (vgl. Haubrich 1984b, S. 520). Dafür erschien ein an allgemeingeographischen Fragestellungen orientierter Lehrplan geeigneter als ein an der Länderkunde orientierter Plan.


In den zwei Jahrzehnten, die auf die „guten Geschichten“ der Bilanzen folgten, hat sich einiges mehr verändert. Nicht nur, dass es seit dem 1. 1. 1985 mit SAT1 das erste private Fernsehprogramm gab (Baumann u. a. 2001, Sp. 776), was in der Folgezeit die Wahlmöglichkeiten für die Zuschauer erheblich erhöht hat. 1990 starteten dazu täglich weltweit 55.000 Flugzeuge, mit denen 1,2 Billionen Passagierkilometer zurückgelegt wurden (Gruppe von Lissabon 1997, S. 33), und die WTO schätzte die Zahl der Auslandsreisen für das Jahr 2000 weltweit auf etwa 684 Millionen (Baratta 2001, Sp. 1247). Hinzugekommen ist aber vor allem auch ein globales Netzwerk persönlicher Kommunikations- und Informationsmöglichkeiten. Während 1965 85% der Telefonleitungen weltweit in Europa und Nordamerika verlegt waren, hatten 30 Jahre später 190 Länder Zugang zum Telefonnetz (Cohen, Kennedy 2000, S. 253). Viele ländliche Gebiete, besonders in den ärmeren Ländern, deren Anschlusskosten ans Telefonnetz als zu hoch erschienen, sind heute – zumindest, wenn es sich die Einwohner leisten können - mit dem Handy erreichbar (Aden 2000, S. 66; Cohen, Kennedy 2000, S. 253). Statt der lediglich 89 Gespräche, die das einzige transatlantische Telefonkabel 1965 zur gleichen Zeit übermitteln konnte, konnten 1995 etwa 1 Million über Kabel- und Satellitennetzwerke übertragene Gespräche gleichzeitig geführt werden. Und die Kosten für diese Gespräche sind rapide gesunken: Ein Drei-Minuten-Gespräch über den Atlantik kostete 1965 noch 90 Dollar, 1995 dagegen nur 3 Dollar (Cohen, Kennedy 2000, S. 252). Parallel zu den Möglichkeiten persönlicher Kommunikation ist durch die Einrichtung des Internets auch der persönliche Zugriff auf Informationen erleichtert und beschleunigt worden. Und obwohl an dieses Informationsnetz im Jahr 2002 nur 9,8% der Weltbevölkerung, vor allem in den USA, Europa sowie Ost- und Südostasien, angeschlossen waren (Baratta 2003, Sp. 1308), waren die Zuwachsraten doch beträchtlich, wenn man bedenkt, dass 7 Jahre zuvor lediglich 2 % der Weltbevölkerung über einen Internetzugang verfügten (Cohen, Kennedy 2000, S. 254).


Diese technischen Veränderungen haben „wichtige Konsequenzen für das gesellschaftliche Zusammenleben“ (Werlen 2000, S. 23), wobei im hier diskutierten Zusammenhang die Erweiterung der „potentiellen und tatsächlichen Aktionsreichweiten“ (ebd., S. →) des Einzelnen von besonderem Interesse ist (vgl. Abb. 3). Dabei kommt es auf der einen Seite zu einer „Ausdehnung des Bereichs der unmittelbaren Erfahrung“ (ebd., S. →), wobei dieser Bereich auf der anderen Seite aber nicht mehr in sich geschlossen ist. Verschiedene Autoren konstatieren deshalb eine „Verinselung“ von Aktivitäten (Eickhorst 1998, S. 26; vgl. Daum 1990, S. 19; Schramke 1999a, S. 12; Sieverts 2001, S. 91), die Entstehung von „unsichtbaren Territorien“ (Reutlinger 2003, S. 133 – vgl. Daum 1990, S. 19) oder eine „Ortspolygamie“ (Beck 1997, S. 129). Die Verinselung bezieht sich vor allem auf Aktivitäten, denen in verschiedenen Teilräumen der Wohnumgebung nachgegangen wird: im Supermarkt, im Schwimmbad, in der Reitschule oder bei Freunden. Die Räume zwischen diesen Aktivitätsräumen werden von den Nutzern dieser „Inseln“ möglichst schnell überwunden und kaum wahrgenommen (Daum 1990, S. 19; Eickhorst 1998, S. 28; Sieverts 2001, S. 92). Unsichtbare Territorien werden dort gebildet, wo mittels Handys „unsichtbare soziale Netze von Jugendlichen über eine Stadt gesponnen werden“ (Reutlinger 2003, S. 133), die es ihnen erlauben, ohne Ko-Präsenz an den Aktivitäten anderer teilhaben zu können (ebd., S. →). Auch unterstützt von diesen unsichtbaren Territorien kann Ortspolygamie entstehen, wenn jemand „Grenzen getrennter Welten – zwischen Nationen, Religionen, Kulturen, Hautfarben, Kontinenten usw. – überschreitet und deren Gegensätze in einem Leben beherbergen muss oder darf“ (Beck 1997, S. 129). Das kann sowohl innerhalb einer Stadt geschehen, als auch einen beständigen Ortswechsel zwischen weit entfernten Orten bedeuten. Beides führt dazu, dass emotionale Nähe nicht unbedingt in der unmittelbaren Nähe, sondern über weitere Distanzen hergestellt werden kann und wird (Beck 1997, S. 130; Vielhaber, 2003a, S. 2). Für den Geographieunterricht bedeutet das, „dass die Barrieren niedrig geworden sind, weil die Ferne sich uns förmlich aufdrängt – selbst in unserer Nähe“ (Kroß 1991a, S. 43). Die Zeiten, in denen „die Annäherung an die Ferne ein didaktisches Problem war“ (ebd., S. →), sind somit endgültig vorbei.
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Abb. 3: Veränderung der Aktionsreichweiten


(Quelle: Werlen, 2000, S.25; nach Thrift, 1996, S. 42)


Angesichts dieser gesellschaftlichen Entwicklungen verwundert es nicht, wenn Kroß meint, man könne „den Eindruck haben, dass die Entwicklung nicht linear verläuft, sondern eher zirkulär“ (Kroß 1991b, S. 11). Denn bereits Mitte der 90er Jahre stellte Schultze in seiner Einleitung zu den „40 Texten zur Didaktik der Geographie“ fest, dass einige Bundesländer „ihre allgemeingeographischlernzielorientierten Richtlinien (revidieren) und zu länderkundlichen Konzepten zurück(kehren)“ (Schultze 1996b, S. 31). Diese „neuen“ Richtlinien „orientieren sich in ihrem Aufbau wie in der Zeit vor 1970 wieder am Prinzip vom Nahen zum Fernen und sehen von Klasse 5 bis 10 eine Stoffanordnung in konzentrischen Kreisen vor – mit dem eigenen Bundesland als ‚Heimat’ im Zentrum“ (Kroß 1991b, S. 11).



2.2.2 LEBENSRAUM STADT


Im länderkundlichen Unterricht mit seinem Durchgang von den natürlichen Grundlagen bis zu den Lebensformen des Menschen ging es vor allem darum, „den Schülerinnen und Schülern durch die Einsicht in unterschiedliche Formen der Auseinandersetzung des Menschen mit der Natur Ehrfurcht vor der Schöpfung zu vermitteln“ (Kroß 1992, S. 57). Solch ein Anliegen mag vielleicht noch an die Lebenswirklichkeit von Schülern angeknüpft haben, die im ländlichen Raum aufgewachsen waren. Diese Bedingung allerdings schwand in der Nachkriegszeit immer mehr.


In der direkten Nachkriegszeit konnten der ländliche Raum und kleinere Städte zwar eine Bevölkerungszunahme verzeichnen (Reinborn 1996, S. 176). Diese Zunahme verdankte sich aber vor allem den starken Kriegszerstörungen in den Kernstädten, die zum einen zur Abwanderung der Stadtbevölkerung führten, zum anderen aber auch die Aufnahme des Flüchtlingsstromes in den Städten verhinderte (ebd., S. →). Mit dem Wiederaufbau der Städte kehrte sich die Bevölkerungsbewegung bereits zu Beginn der 50er Jahre erneut um (ebd., S. →). Als Push-Faktor wirkte dabei vor allem die zunehmende Freisetzung von Arbeitskräften in der Landwirtschaft: waren 1950 noch 24,6 Prozent der Erwerbstätigen der BRD in der Landwirtschaft beschäftigt, waren es 1970 nur noch 7,4 Prozent (Böttcher 1977, S. 30). Als Pull-Faktor wirkte neben den wieder hergerichteten oder neu gebauten Wohnungen in den Städten (Reinborn 1996, S. 176) vor allem das dortige Arbeitsplatzangebot im sekundären und tertiären Sektor. Der Anteil dieser beiden Sektoren am Bruttoinlandsprodukt stieg von 89,8 Prozent im Jahr 1950 auf 97,2 Prozent im Jahr 1974, der Anteil der Landwirtschaft sank entsprechend von 10,2 Prozent auf 2,8 Prozent (vgl. Böttcher 1977, S. 30). Auf dem Hintergrund dieser Veränderungen war es unter den reformorientierten Schulgeographen „nicht mehr umstritten, dass die Stadt, besonders die Großstadt, als tägliche Umwelt eines hohen Prozentsatzes unserer Schüler, ein wichtiger Unterrichtsgegenstand sein müsste“ (Hoffmann 1978, S. 48). War das Thema bisher eher im Gemeinschaftskundeunterricht behandelt worden, fand es entsprechend dieser Forderung seit 1968 auch „Eingang in den Geographieunterricht der unteren Klassenstufen“ (Kroß 1975, S. 40).


Das rasante Wachstum der Städte brachte aber auch neue Probleme mit sich: Viele Wissenschaftler10 klagten „über die Schäbigkeit und Geistlosigkeit der Stadtplanung und hoben auf die Zersiedelung und Zerstörung kultureller Urbanität ab“ (Schildt 2001, S. 9). Desgleichen wurde das mit einer immer stärkeren Funktionsentmischung einhergehende und ständig steigende Verkehrsaufkommen (Reinborn 1996, S. 235) bald als Problem erkannt. Die „Planungswilligkeit“ (Schamp 1983, S. 74) des Staates nahm auf allen regionalen Ebenen zu. Im Mai 1971 appellierte der Deutsche Städtetag: „Bewahrt unsere Städte vor einer Entwicklung, die in die Katastrophe führen kann. Die Zukunft der Menschheit liegt nicht im Weltraum, nicht in den Meeren und Wüsten! Die Zukunft der Menschheit liegt in den Städten, und es wird nur in gesunden Städten eine hoffnungsvolle Zukunft sein. Deshalb: Rettet unsere Städte jetzt!“ (zit. nach Reinborn 1996, S. 284). Knapp zwei Monate später wurde das Städtebauförderungsgesetz verabschiedet (Weber 2001, S. 160). Entsprechend der politischen Relevanz des Themas wurden „seit Beginn der siebziger Jahre (...) in der Bundesrepublik Deutschland Themenstellungen zur Orts-, Regional- und Landesplanung und Raumordnung in Lehrplänen des Geographieunterrichts festgeschrieben, und in Schulbüchern nehmen sie ganze Kapitel ein“ (Schramke 1986b, S. 160).


An der grundlegenden Tatsache, dass in den Industrieländern mehr Menschen in der Stadt als auf dem Land wohnen, hat sich seit den Zeiten der Reform nicht viel geändert: „1995 lebten in den Industrieländern bereits 75% der Bevölkerung in Städten. Ihr Wachstum (1995-2000) ist mit 0,9% jährlich vergleichsweise gering, liegt aber deutlich über dem Zuwachs der Gesamtbevölkerung (0,3%)“ (Leisinger, Siebold 1997, S. 123). Allerdings gab es zwischenzeitlich einige Schwankungen in den Bevölkerungsbewegungen. In den 80er Jahren ging das starke Siedlungsflächenwachstum der Großstädte fast bis auf den Nullpunkt zurück (Reinborn 1996, S. 305f). Die Wohnungsnot wich Wohnungsleerständen in den neuen Hochhauswohngebieten (ebd., S. →). Gleichzeitig setzte sich die Siedlungstätigkeit in den Umlandgemeinden fort (Sieverts 2001, S. 16). Hier entstanden Siedlungsformen, die vor allem von vielen ökonomischen Einzelentscheidungen (ebd., S. →) und der Konkurrenz der Kommunen untereinander (Reinborn 1996, S. 295) geprägt wurden. Das Ergebnis bezeichnet Sieverts (2001) als „Zwischenstadt“, „eine auf den ersten Blick diffuse, ungeordnete Struktur ganz unterschiedlicher Stadtfelder mit einzelnen Inseln geometrisch-gestalthafter Muster, eine Struktur ohne eindeutige Mitte, dafür aber mit vielen mehr oder weniger stark funktional spezialisierten Bereichen, Netzen und Knoten“ (Sieverts 2001, S. 15). Sowohl innerhalb der alten Kernräume als auch in den oft mehreren Gemeinden zugehörigen Zwischenstädten (ebd., 2001, S. 147) findet Stadtplanung, wie sie aus den 70er Jahren bekannt ist, kaum noch statt: „Die Städte sind offensichtlich funktional so stark ausdifferenziert, dass die Stadtplanung auf ein ‚Stadt-Management’ mit einigen gestalterischen ‚Highlights’ reduziert wird. Außerdem zeigen sich die begrenzten Möglichkeiten der räumlichen Planung in einer zunehmend interessengeprägten Kommunalpolitik. Großkonzerne und Privatinvestoren bestimmen schon wichtige Bereiche des Städtebaus stärker als die Planungsämter“ (Reinborn 1996, S. 310). Wenn sich die Grundstruktur der Städte planerisch aber nicht mehr gestalten lässt, dann bleibt nur noch die Möglichkeit (und die Notwendigkeit), die Stadt als Kulturprodukt zu gestalten (Sieverts 2001, S. 66); Bilder zu schaffen, die es Menschen mit den verschiedensten Interessen und Neigungen ermöglichen, sich darin wiederzufinden (ebd., S. →), und der Stadt so die Qualität eines „kulturellen, ortsbezogenen Lebensraums“ (ebd., S. →) zurückzugeben, die sie durch die ökonomische Globalisierung verloren hat.


Diese Veränderungen scheinen oberflächlich betrachtet im Geographieunterricht reflektiert worden zu sein, zumindest „ist das Thema der Raumplanung bei den publizierenden Geographiedidaktikern ‚aus der Mode gekommen’“ (Schultze 1996b, S. 61). Allerdings ist an die Stelle der Behandlung der Raumplanung nun nicht etwa eine Auseinandersetzung mit Waterfront Redevelopments (Engelbertz, Kotthoff 1998; Priebs 1998; Fuchs 2000; Speake, Fox 2002, S. 25-31), mit Erlebniswelten und der Festivalisierung der Städte (Bale 2000; Opaschowski 2000; Zehner 2001, S.162-164), mit Umweltdesign (Helbrecht 2003, S. 151) oder mit Stadtimages in Filmen (Harvey 1990, S. 308-323; Frieling, Uhlenwinkel 2000, S. 32) getreten11, wie es die veränderte Lebenswelt nahe legen würde, sondern mit der Raumplanung ist auch das Thema Stadt ziemlich „aus der Mode gekommen“. Der „Grundlehrplan Geographie“ des Verbandes Deutscher Schulgeographen, der - wie seine Vorgänger auch - einen Grundkonsens formulieren möchte (VDSG 1999, S. 5), den die Lehrplanmacher der Bundesländer berücksichtigen sollten, nennt als explizit auf stadtgeographische Fragestellungen bezogene Themen lediglich „Städte haben verschiedene Viertel“ und „Einkaufen am Stadtrand“ für die Klassen 5 und 6 (VDSG 1999, S.17) sowie „Damaskus als orientalische Stadt“ und „Stadtwachstum in São Paulo“ für die Klassen 7 und 8 (ebd., S. →)12. Der Bereich der Landwirtschaft nimmt dagegen sowohl in Bezug auf Deutschland als auch in Bezug auf andere Länder einen sehr breiten Raum ein: „Ackerbau in der Magdeburger Börde“, „Viehwirtschaft in der Marsch“ (ebd., S. →), „Nutzung der Böden in der Uckermark“ (ebd., S. →), „Deutschland: Wandel der Agrarstruktur“13 (ebd., S. →), „Ackerbau an der Kältegrenze in Skandinavien“14, „Bewässerungsfeldbau in der Huerta“15, „Brandrodungsfeldbau bei den Bantu“16 (ebd., S. →), „Reisanbau auf Java“ (ebd., S. →), „Klima und Nahrungsspielraum in Indonesien“17 (ebd., S. →) oder „Agrarindustrie in den USA“18 (ebd., S. →).


Dort, wo die Stadt als Thema des Geographieunterrichts heute noch vorkommt, handelt es sich meist um eine Darstellung der ökologischen Stadt. Alle großen fachdidaktischen Zeitschriften haben dazu Ende der 90er Jahre mindestens ein Themenheft herausgebracht: „Nachhaltige Stadtentwicklung“ (Praxis Geographie, Heft 12, 1998), „Ökologische Stadterneuerung“ (Geographie und Schule, Heft 118, 1999), „Ökologische Stadt“ (geographie heute, Heft 172, 1999) und „Die Zukunft unserer Städte“ (Praxis Geographie, Heft 11, 2000)19. Eine didaktische Begründung für diesen Themenzuschnitt findet sich in den Heften meistens nicht. Lediglich Stein begründet die gewünschte Hinwendung von der Stadtgeographie über die Stadtökologie zur nachhaltigen Stadtentwicklung damit, dass es hier „v. a. um die Beteiligung von Schulen und Schülern bei der Entwicklung von Lokalen Agenden, d. h. um die ‚Einmischung’ in die kommunale Stadtentwicklung mit der Zielperspektive ‚nachhaltige Entwicklung’“ (Stein 2000, S. 11) gehe. Die Stadtgeographie, die er zu einer „guten Basis für stadtökologischen Unterricht“ (ebd., S. →) degradiert, könne dies allein nicht leisten, da ihr die „stärker ‚vorwärts gewandte’ planende, auf die Zukunft der Stadt gerichtete Perspektive“ (ebd., S. →) der Stadtökologie fehle20. Mit dieser Einschätzung verkennt Stein allerdings sowohl die Bedeutung der Planungsthemen im stadtgeographischen Unterricht der 70er Jahre als auch die Partizipationsmöglichkeiten heute. Tatsächlich beschränkt sich die Partizipation von Schulen und Schülern an der nachhaltigen Stadtentwicklung eher auf symbolische Akte. Im „Aktionsprogramm für Bremen“ werden als Maßnahmen, die im Rahmen des Agenda-Prozesses bis zum Erscheinungszeitpunkt durchgeführt oder geplant waren, aufgeführt: „Energiesparen an Bremer Schulen“, „Energiesparen in der Neustadt“, „Durchführung von Aktionstagen zum nachhaltigen Umgang mit Haushaltsgeräten“, „Schulhofentsiegelung“, „Wassersparen an Bremer Schulen“, „Forum ‚Nachhaltige Flächenpolitik in Bremen’“, „Workshop ‚Lokale


Agenda 21 in Bremen – Leitbilder und Indikatoren für die Bereiche Energie, Wasser und Landwirtschaft’“ und „Durchführung einer Informationsveranstaltung zur Problematik der Einwegverpackung“ (Bremer Aktionsprogramm 2002, Anhang II), d. h. von acht Veranstaltung sind vier reine Informationsveranstaltungen. Von den restlichen vier Veranstaltungen sind drei darum bemüht, ökologische Maßnahmen an Schulen zu propagieren. Mit dem Programm sollen eine ganze Reihe von umweltpolitischen Zielen erreicht werden: die CO2-Emissionen sollen reduziert (ebd., S. →), der Energieverbrauch soll verringert (ebd., S. →), erneuerbare Energiequellen sollen verstärkt genutzt (ebd., S. →), die Qualität des Trinkwassers soll verbessert (ebd., S. →), das Grundwasser soll vor Verunreinigungen geschützt (ebd., S. →), Weser und Nordsee sollen rein gehalten (ebd., S. →) und in Unternehmen sollen Brauchwasserkreisläufe eingerichtet werden (ebd., S.17). Dass diese Ziele weder mit Energie- oder Wassersparen an Schulen, noch mit Schulhofentsiegelung und erst recht nicht durch „Runde Tische“ (ebd., S. →), „Kongresse“, „Workshops“, „Veranstaltungsreihen“ und „Faltblätter“ (ebd., Anhang II) zu erreichen sind, dürfte nicht schwer einsehbar sein. Andere Fachdidaktiker sehen in den im Agenda-Prozess notwendig enthaltenen „moralischen Appellen an Schüler eine ‚ungerechtfertigte Verantwortungszumutung’ und eine Umweltmoral, die selbst moralisch fragwürdig ist“ (Lethmate 2000a, S. 37)21. Denn die in der Geographiedidaktik zu beobachtende „ethische Aufladung des Ökologiebegriffs“ (ebd., S. →f.) steht auf tönernen Füßen: Zum einen sind die Zielkategorien – Gleichgewicht, Artenvielfalt, Vernetzung, Harmonie Mensch-Natur – wissenschaftlich betrachtet alles andere als gegeben (Schultz 1996, S. 43f.; 1997, S. 299; Lethmate 2000a, S. 38), zum anderen ist nachhaltiges oder zukunftsfähiges Verhalten „als konsistente Verhaltenskategorie gar nicht fassbar“ (Lethmate 2000a, S. 37); „Dilemmata“ sind bei jedem Verhalten einzukalkulieren (Rhode-Jüchtern 1995b, S. 23; Lethmate 2000a, S. 37).


Die Beschäftigung mit dem „Lebensraum Stadt“ steht bei Geographielehrern nicht hoch im Kurs: „Stadt und Umland“ und „Stadt- und Raumplanung“ sind die Themen, die bei ihnen das wenigste Interesse finden (Hemmer, Hemmer 1997b, S.121). Als in den 90er Jahren das Leitbild der „Bewahrung der Erde“ (Kroß 1992) formuliert und die Ausrichtung des Geographieunterrichts auf die Schlüsselprobleme „Umwelterhaltung“ und „Globale Ungleichheiten“ (Schmidt-Wulffen 1994b, S. 14) gefordert wurden, ergab sich für diese Kollegen die Chance, das leidige Themenfeld „Stadt“ entweder ganz zu streichen oder ökologisch umzudefinieren. Damit hat sich der Geographieunterricht aber sowohl von der deutlich vielfältigeren Alltagserfahrung der städtischen Schüler (vgl. z. B. Zinnecker 2001; Reutlinger 2003) als auch von der Bewertung des Themas in der zugehörigen Fachwissenschaft (vgl. Lévy 2005, S. 143f) deutlich entfernt.



2.2.3 DIE „RETTUNG“ DER PHYSISCHEN GEOGRAPHIE


Die physische Geographie wurde von Geographiedidaktikern schon vor dem Kieler Geographentag 1969 umdefiniert. Die länderkundliche Vorstellung von der „harmonischen Anpassung des Menschen an die Natur“ (Hoffmann 1968, S. 123) passte nicht mehr zu den Erfahrungen aus der Lebenswelt. Stattdessen sollten die Schüler den „Konflikt zwischen Mensch und Natur“ (ebd., S. 123) erkennen, wozu eine „gründliche Aneignung ökologischen Wissens“ (ebd., S. 123) nötig sei.


Grundlage für diese Forderung waren die mit der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung einhergehenden Schädigungen der menschlichen Umwelt: Das rapide Wirtschaftswachstum der Nachkriegsjahre ließ schon sehr früh Auswirkungen auf die Umwelt erkennen: Zwischen 1950 und 1973 stieg der Energieverbrauch jährlich um durchschnittlich 4,5 Prozent an (Brüggemeier 1998, S. 187). Da noch 1960 fast 75 Prozent der Energie in Braun- und Steinkohlekraftwerken produziert wurden, kam es zu einer erheblichen Staubbelastung: allein in Nordrhein-Westfalen gingen Ende der 50er Jahre jedes Jahr etwa 60.000 Tonnen Staub nieder, die Hälfte davon im Ruhrgebiet (ebd., S. 187). Bereits in den 50er Jahren konnte die Trinkwasserversorgung aus dem Grundwasser aufgrund von Verunreinigungen nicht mehr überall gewährleistet werden. Aber auch das Oberflächenwasser war belastet: Noch 1957 waren 60 Prozent der Haushalte nicht an ein Klärwerk angeschlossen und in nur 10 Prozent der Klärwerke erfolgte eine vollbiologische Abwasserreinigung (ebd., S. 188). Zwischen 1949 und 1952 kam es jährlich zu „mehr als hundert größeren Fischsterben“ (ebd., S. 194). 1971 lag der Sauerstoffgehalt des Rheins so niedrig, dass er einen „fischkritischen Wert“ erreichte (ebd., S. 239).


Reaktionen auf diese Belastungen blieben nicht aus: Bereits in den 50er Jahren gaben die Städte Oberhausen und Duisburg Gutachten über die Luftverunreinigung in ihren Städten in Auftrag (ebd., S. 195). 1961 forderte Willy Brandt im Wahlkampf, „der Himmel über der Ruhr müsse wieder blau werden“ (ebd., S. 199) und ein Jahr später, 1962, wurde ein Immissionsschutzgesetz verabschiedet (ebd., S. 200). Fünf Jahre zuvor, 1957, war das Wasserhaushaltsgesetz verabschiedet worden, das 1960 in Kraft trat und zu einem Ausbau von Klärwerken führte (ebd., S. 188). 1975 hatte nur noch ein Viertel der Haushalte keinen Anschluss an ein Klärwerk, und in knapp der Hälfte aller Kläranlagen erfolgte eine vollbiologische Reinigung (ebd., S. 188).


Zu Beginn der 70er Jahre wurde der Umweltschutz auch institutionell etabliert: 1970 mit einem eigenen Kabinettsausschuss (ebd., 1998, S. 216) und 1974 mit dem Bundesumweltamt (ebd., S. 217). Damit einhergehend wurde das Thema zunehmend im Bewusstsein der Bevölkerung verankert: Während in einer INFAS-Studie im September 1970 noch 60 Prozent der Befragten angaben, bisher nichts über Umweltschutz gehört zu haben (ebd., S. 210), waren es bei einer Kontrolluntersuchung im November 1971 nur noch 10 Prozent (ebd., S. 211). Um das öffentliche Interesse am Umweltschutz zu stärken, unterstützte das Innenministerium 1972 die Gründung des Bundesverbands Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) (ebd., S. 210f).


Etwa zeitgleich mit dem verstärkten gesellschaftlichen Interesse an umweltpolitischen Fragestellungen sah sich die Geographie als ein ihrem Selbstverständnis nach natur- und gesellschaftswissenschaftliche Fragen integrierendes Schulfach durch die Bildungspolitik zunehmend auf eine Gesellschaftswissenschaft reduziert: „Von der Bedrohung durch die social studies in der re-education-Phase, durch deren Wechselbalg Gemeinschaftskunde in den 50er Jahren, durch die erste inhaltliche Reform der gymnasialen Oberstufe (Saarbrücker Rahmenvereinbarung 1960), durch gesellschaftswissenschaftliche ‚Integrations’-Bemühungen auch in der Sekundarstufe I am Beginn der 70er Jahre (Rahmenrichtlinien-Auseinandersetzungen , zentral geführt am hessischen Beispiel) und schließlich durch die Schaffung neuer Integrationsbereiche auch für die Jahrgänge 5/6 (Orientierungsstufe: Welt- und Umweltkunde o. ä.) und die Primarstufe (Sachunterricht )“ (Schramke 1981a, S. 189f – Herv. i. O.). In dieser Situation war es geradezu folgerichtig, die physiogeographischen Inhalte des Unterrichts zu überdenken und sich auf solche Themenbereiche zu konzentrieren, die den umweltpolitischen Anforderungen der Zeit gerecht wurden: „Der heranwachsende verantwortliche Staatsbürger, der künftig in Wirtschaft, Verwaltung, Publizistik, Politik oder Lehrberuf steht, muss ein gesichertes Verständnis dafür gewinnen, dass die Natur in einer Landschaft ohne den autonomen Willen des Menschen ein ‚geschlossenes System’ darstellt, und dafür, dass ein Eingriff in die Natur jedes Mal das ganze System in Bewegung setzt“22 (Hoffmann 1968, S. 123f). Der „Hinweis auf die Einsicht in Naturgesetze und das Üben im systematischen Denken“ (Ernst 1970, S. 190) reiche für diese Zielsetzung nicht aus. Sie sei „sicher nicht durch eine Erörterung von Talbildungsvorgängen und eustatischen Meeresspiegelschwankungen zu erreichen, auch nicht dadurch, dass man gelegentlich an einem einzelnen Beispiel mit erhobenem Zeigefinger demonstriert, hier habe der Mensch ‚etwas falsch gemacht’“ (Hoffmann 1968, S. 124).


Seit 1970 hat die Belastung der Luft in Deutschland abgenommen (Brüggemeier 1998, S. 236; Maxeiner, Miersch 1998, S. 199), die Abwässer und auch die Flüsse sind sauberer geworden (Brüggemeier 1998, S. 239; Maxeiner, Miersch 1998, S. 204). Im Rhein zählte man 1990 wieder etwa 40 Fischarten (Deutsche Kommission zur Reinhaltung des Rheins 1991, S. 14; Maxeiner, Miersch 1998, S. 206) und insgesamt 150 Arten von Kleinstlebewesen (Maxeiner, Miersch 1998, S. 206). Die Umweltpolitik hat sich etabliert, Umweltschutzmaßnahmen wie Mülltrennung, Nutzung von Katalysatoren oder Ökosteuern auf Benzin werden – zwangsweise – von der Bevölkerung mit umgesetzt, und die Presse berichtet täglich über umweltpolitische Anliegen. Allerdings nehmen die Bemühungen um die Umwelt inzwischen zum Teil absurde Formen an:


Nachdem der Spiegel im November 1981 das Waldsterben „entdeckt“ hatte (Brüggemeier 1998, S. 222) zeichneten verschiedene Studien ein Horrorszenario: „1990, so die Experten, gebe es in Deutschland keine Nadelwälder mehr, und kurz darauf seien auch die Buchen verschwunden. (...) Im Jahre 2002 werde es kein Waldsterben mehr geben, denn ‚dann existiert praktisch kein Wald mehr’“ (ebd., S. 224). Tatsächlich „nahm die Waldfläche in Deutschland seit 1960 um 500.000 Hektar zu“ (Maxeiner, Miersch 1998, S. 342).


Im Sommer 1995 verhinderten die Aktivisten von Greenpeace die Versenkung der Ölplattform ‚Brent Spar’ in der Nordsee (Maxeiner, Miersch 1998, S. 215) mit dem Hinweis auf „enorme Mengen von Altöl und anderen schädlichen Substanzen“ (Brüggemeier 1998, S. 253), nur um später zugeben zu müssen, dass sie „mit weit überhöhten Zahlen operiert hatten“ (ebd., S. 253). Die Versenkung der Ölplattform hätte sogar dem Leben im Meer zugutekommen können: Wracks bieten günstige Siedlungsbedingungen für Muscheln, Korallen, Krebse und Fische und werden schon seit geraumer Zeit für die Schaffung künstlicher Riffs genutzt (Maxeiner, Miersch 1998, S. 216).


Die Politik der Abfalltrennung, die parallel zum Ausbau von Deponien und Müllverbrennungsanlagen verfolgt wurde, erwies sich als kostspielig und ineffektiv: „Zwischen Verbrennungsanlagen und Deponien ist geradezu ein Konkurrenzkampf um den Müll entstanden, um die vorhandenen Kapazitäten auslasten zu können. (...) Doch ironischerweise führt der mit so viel Aufwand erreichte Rückgang der Müllmengen mittlerweile dazu, dass – geradezu als Strafe – die Gebühren steigen, um angesichts der geringen Mengen die erheblichen Investitionen finanzieren zu können. Private Haushalte müssen diese höheren Gebühren (widerwillig) akzeptieren, während Industrie, Gewerbe und Kommunen, die sich mit eigenen Anlagen zurückgehalten haben, nach möglichst preiswerten Entsorgungsmöglichkeiten suchen“ (Brüggemeier 1998, S. 230f).


Diese Situation wird von Schulgeographen und Geographiedidaktikern nun aber nicht genutzt, um hier „Aufklärung“ zu betreiben. Ganz im Gegenteil: Die Leitbildformulierungen, die im humangeographischen Bereich zu einer weitgehenden Ökologisierung von Themen geführt haben (vgl. Kap. 2.2.2), werden von eher physiogeographisch ausgerichteten Kollegen dazu genutzt, die verstärkte Behandlung geowissenschaftlicher Themen zu fordern (vgl. Kaminske 1998, S. 39 und 44), wie z. B. die „erdgeschichtliche Entwicklung der Ökosysteme zur Beurteilung zukünftig möglicher Situationen“ (Alfred-Wegener-Stiftung für Geowissenschaften 1996, S. 5), die „Dynamik und Chemie der Stockwerke der Atmosphäre“ (ebd., S. 5) oder gar die „Erklärung von Deckengebirgen mit Überschiebungsstrecken von mehr als 50 km und mehr durch Fluideinfluss im Kollisions- bzw. Subduktionsbereich zweier Platten“ (Kaminske 1996, S. 19).


Im Gegensatz zum Ansatz der 70er Jahre, der physischen Geographie über die Ökologie im gesellschaftlichen Aufgabenfeld ein Überleben zu sichern, wird die Geographie nun – obwohl sie immer noch zum gesellschaftlichen Aufgabenbereich zählt – vor allem als Naturwissenschaft gesehen (vgl. Abb. 4)23. Als Zentrierungsfach soll sie im Unterricht auch Fragestellungen der Geologie, Geophysik, Meteorologie, Klimatologie, Pedologie, Geobotanik, Volkswirtschaftslehre, Agrarwissenschaft, Industriewissenschaft, Geschichte, Völkerkunde, Religionswissenschaft und Architektur mitvermitteln (Richter 1993, S. 26), wobei der physischen Geographie diesem Ansatz gemäß in der „Hierarchie der Fragestellungen (...) die Rolle einer sachlichen Grundlage“ (Kaminske 2004, S. 93) zukommt, weil „viele Fragen des irdischen Lebens und Überlebens sich nur aus der Kenntnis von Bau, Dynamik und Geschichte der Erde beantworten lassen“ (Kaminske 1998, S. 39). Geowissenschaftliches Basiswissen sei somit „eine notwendige Bedingung für nachhaltige gesellschaftspolitische Entscheidungen“ (Hemmer u. a. 2005, S. 57) und trage „wesentlich zur umweltschonenden Nutzung und zum Schutz der Erde“ (ebd., S. 57) bei. Für die Behandlung geographischer Inhalte im Unterricht ergibt sich aus diesen theoretischen Grundannahmen eine aus der Länder- und Landschaftskunde leidlich bekannte Reihenfolge: „Gemäß der chronologischen Entwicklung der Erde spielt für alle davon abhängigen Faktoren zunächst der Untergrund eine entscheidende Rolle. Hier kommt es auf Eigenschaften an wie Verwitterbarkeit, Nährstoffgehalt, Relief, Rohstoffträchtigkeit usw. Nächster Faktor wäre das Klima, dessen Ausprägung die Verwitterungsintensität bestimmt, Abtragungsvorgänge über Wasser, Wind und Eis in Gang setzt und zur Bodenbildung beiträgt. Bei den Böden wiederum kommt es auf ihre Wasser- und Luftwegigkeit an, ihren anorganischen und organischen Nährstoffgehalt sowie ihre landwirtschaftliche Nutzbarkeit. Sie sind die Basis der Vegetation, die ihrerseits als Landwirtschaft die Grundlage
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Abb. 4: Denkbare Stellung der Geographie im Spannungsfeld ihrer Nachbarwissenschaften24 (Quelle: Kaminske 2004, S. 94)





menschlicher Siedlungen bildet. So bauen Agrargeographie, Siedlungs- und Wirtschaftsgeographie genauso auf diesen geowissenschaftlichen Faktoren auf, wie die Verkehrs- und Industriegeographie, die Sozial- und Fremdenverkehrsgeographie sowie die Raumplanung“ (Kaminske 2004, S. 93) 25.


So mag es zu Beginn des neuen Jahrtausends so scheinen, als sei der alte Kern des Geographieunterrichts gerettet. Tatsächlich erweist sich diese Variante aber als eher bedenklich: Die Hereinnahme einer unüberschaubaren Zahl spezialisierter Naturwissenschaften in das eigene Schulfach bedeutet immer auch eine deutliche Trennung von der eigenen Fachwissenschaft. Diese Abwendung von den eigenen fachlichen Grundlagen lässt sich längst in Schulbüchern beobachten: So stellte Hupke in Bezug auf die „erdkundliche Regenwaldwaldrezeption der letzten Jahre“ (Hupke 2000, S. 212) fest, dass sie sich „in vieler Hinsicht bis an den Rand der fachlichen Selbstverleugnung in Sichtweisen der Biologie hineinbegibt“ (ebd., S. 212 – vgl. Lethmate 2005b, S. 272). Mit der Hinwendung zu biologischen Themen wird aber „auch die Sachkenntnis der ‚geographisch’ ausgebildeten Autoren mitunter auf eine harte Probe“ (Hupke 2000, S. 212) gestellt. Gleiches gilt natürlich für die Lehrer, die diese Inhalte in Unterricht umsetzen sollen. Verschärft wird diese Problematik durch ein offensichtliches Desinteresse der Lehrerschaft an naturwissenschaftlichen Fragestellungen, das sich ganz fern aller Vorstellungen vom Zentrierungsfach bereits auf die facheigene physische Geographie bezieht (Lethmate 2005a, S. 129 – vgl. Lethmate 2005b, S. 275). Die Legitimation der oft deskriptiven Behandlung physiogeographischer Inhalte im Lehramtsstudium (Lethmate 2005a, S. 130; 2005b, S. 276f) erfolgt dabei bestenfalls nach der Formel, Geographie sei sowohl Geistesals auch Naturwissenschaft. Angesichts dieser nachgewiesenen Ferne der Praxis von naturwissenschaftlichen Methoden und Inhalten dürfte das „Schielen auf die Geowissenschaften“ (Lethmate 2005b, S. 273) durch einen Teil der Fachpolitiker „eher durch Legitimationsnöte denn sachliche Gründe motiviert sein“ (ebd., S. 273)26. Aber selbst in Hinblick auf den Erhalt des Faches in den Stundentafeln muss eine Hinwendung zu den Geowissenschaften als problematisch bewertet werden, denn zum einen ist das Schülerinteresse an einer „harten Naturwissenschaft“ wie der Physik schon in Bezug auf die gesamte Schülerpopulation besorgniserregend gering (Baumert, Lehmann u. a. 1997, S. 161) und zum anderen verstärkt sich diese Tendenz auch noch, wenn man nur auf die Mädchen sieht (vgl. Dresel u. a., 2001; S. 270). Damit würde aber gerade die Schülergruppe noch weiter vom Fach entfernt, die insgesamt schon das geringere Interesse an der Geographie äußert (Hemmer 1992a, S. 14).



2.2.4 DIE BEDEUTUNG DES RAUMES


Als Reaktion auf die gesellschaftlichen Entwicklungen der Nachkriegszeit – die Entwicklung der Verkehrstechnologien und –netze, die zunehmenden Informations- und Kommunikationsmöglichkeiten, die Verstädterung, die wachsende Industrie und die dadurch entstehenden Umweltverschmutzungen - begann man in der Fachwissenschaft Geographie, den alten Raumbegriff der Landschafts- und Länderkunde zu überdenken (vgl. Schultz 1980, S. 260f).


Landschaften und Länder wurden in der Geographie traditionellerweise als individuelle Teilräume der Erdoberfläche aufgefasst (Werlen 2000a, S. 101 und 105), von denen man annahm, dass sie sich objektiv voneinander abgrenzen ließen (Schultz 1998, S. 132; Werlen 2000a, S. 101) und deren Einmaligkeit von den Geographen in ihrer Ganzheit beschrieben und erklärt werden sollte (Schramke 1978a, S. 15; Wardenga 2002, S. 9). Der Gliederung der Erdoberfläche entsprach eine „ebensolche Gliederung des Menschengeschlechts“ (Schultz 1999b, S. 35), so dass die Erklärung des menschlichen Verhaltens „durch die ererbten Eigenschaften und die Merkmale des natürlichen Milieus“ (Hard 1982a, S. 104; vgl. Schultz 1998, S. 133, Werlen 2000a, S. 105) erfolgen konnte. Dieses oft explizit, manchmal auch nur implizit geodeterministische Erklärungsmodell schien bereits in den 60er Jahren angesichts der durch den Menschen hervorgerufenen Veränderungen im Raum immer weniger tragfähig, da „die individualisierende Macht der Erde einer von der Vernunft ‚neu erfundenen Erde’ Platz gemacht habe, die nicht mehr die des Geographen sei, der in ‚Landschaften’ denke“ (Schultz 1999b, S. 43)27.


In den 60er und 70er Jahren entwickelten Sozial- und Wirtschaftsgeographen neue Erklärungsansätze, die sich trotz einiger Unterschiede dadurch auszeichneten,


1. dass sie von den menschlichen Aktivitäten im Raum ausgingen (Werlen 2000a, S. 144) und damit deutlich machten, „dass die Erfassung der verschiedenen Geofaktoren in ihrer erdräumlichen Verbreitung zur Erklärung sozialer Tatbestände nicht ausreicht“ (ebd., S. 156),


2. den Menschen als Teil einer größeren sozialgeographischen Gruppe mit ähnlichem Verhalten verstehen (Schamp 1983, S. 74; Werlen 2000a, S. 156, S. 177), deren Handeln sich in bestimmten räumlichen Gefügen niederschlägt (Schamp 1983, S. 77; Werlen 2000a, S. 144, S. 180),


3. sich statistischer Verfahren bedienten, um Regionalisierungen durchführen und Raumtheorien entwickeln zu können (Werlen 2000a, S. 208; Wardenga 2002, S. 9),


4. die räumlichen Verteilungen nicht nur beschreiben wollten, sondern auch von ihrer Veränderbarkeit ausgingen, und somit den Anspruch hatten, Hilfestellungen für die Raum- und Stadtplanung bieten zu können (Schamp 1983, S. 74; Werlen 2000a, S. 160, S.195, S. 208).


Einige Vertreter der Geographiedidaktik haben diesen Wandel in der Sichtweise des Raums durchaus wahrgenommen und thematisiert. Ernst wendete sich z. B. gegen Schultzes „Natur-Strukturen“ mit dem Argument, dass es in der Erdkunde nicht um „die Landschaft an sich“ (Ernst 1970, S. 190) gehen könne, und führte den Gedanken mit der Bemerkung fort, dass „es erst recht nicht um den Raum an sich gehen (kann), sondern um den Raum für den Menschen und durch die Gesellschaft – gleich welcher Form – vermittelt“ (ebd., S. 190). Es gehe somit „stets um die Mensch-Raum-Beziehungen. Würde sich der Raumbegriff verselbständigen, dann bliebe er im Blick auf den zur Weltbewältigung emanzipatorisch zu erziehenden Schüler steril. Die Jugendlichen würden mit Recht jegliche Lernmotivation vermissen und schließlich die Freude am Beitrag der Erdkunde zur Erarbeitung ihres Weltbildes verlieren“ (ebd., S. 190).


Während in der Geographiedidaktik noch um ein neues Raumverständnis gerungen wurde, unterzogen Sozial- und Wirtschaftsgeographen den gerade erst übernommenen raumstrukturellen oder raumwirtschaftlichen Ansatz schon bald einer weiteren Kritik (Schamp 1983, S. 76; Wardenga 2002, S. 9): Die Annahme, dass Menschen sich in einem objektiv vorhandenen Raum einem „homo oeconomicus“ gemäß rational verhielten, schlösse „eine Analyse des tatsächlichen Handelns von Menschen aus“ (Schamp 1983, S. 76). Man begann im Rahmen des verhaltenstheoretischen Ansatzes, räumliche Differenzierungen „mit dem subjektiv rationalen Handeln von Menschen“ (ebd., S. 77) zu erklären. Damit rückte auch „die subjektive Wahrnehmung und Bewertung der Wirklichkeit durch Individuen und Gruppen in den Mittelpunkt des Interesses“ (Wardenga 2002, S. 10). Zunächst wurde versucht, mit Hilfe des Stimulus-Response-Modells des behavioristischen Ansatzes (Werlen 2000a, S. 271; Wardenga 2002, S. 10) allgemeine Gesetzmäßigkeiten aufzudecken, die „der Erklärung, Vorhersage und Kontrolle beobachtbarer Verhaltensweisen dienen“ sollten (Werlen 2000a, S. 271). Während dieser Ansatz in der Wirtschaftsgeographie bald wieder verworfen wurde (Schamp 2003, S. 147), entwickelten ihn die Sozialgeographen unter Rückgriff auf die Vorstellungen des britischen Soziologen Anthony Giddens weiter. Kern des Interesses war dabei der Vermittlungsprozess zwischen der Struktur sozialer Systeme und den individuellen Handlungen der Menschen (Tröger 1999a, S. 29; Reutlinger 2003, S. 72), wobei davon ausgegangen wurde, dass sich beide wechselseitig beeinflussen. Der grundlegende „Prozess der Strukturierung“ (Reutlinger 2003, S. 71) bestehe demnach darin, dass „Strukturen nicht allein Handeln produzieren, sondern sie selbst durch Handeln produziert werden“ (Tröger 1999a, S. 29f), oder um es in einem Bild zu sagen: „Das Sprechen (Handlung) wird erst durch eine gesellschaftlich entstandene Sprache (Struktur) ermöglicht, gleichzeitig wird diese Struktur (Sprache) durch das Handeln (Sprechen) weiterleben“ (Reutlinger 2003, S. 72). Entgegen den bisherigen Annahmen wirkten Strukturen somit „nicht determinierend“ (Tröger 1999a, S. 30), sondern sie unterliegen „der Interpretationsgewalt der Akteure, die sie in ihrem Handeln bestätigen – aber auch verwerfen können“ (ebd., S. 30). Bezogen auf Betrachtung und Erklärung von Raumstrukturen müsse man daraus schließen, dass die „von der Geographie immer wieder thematisierten ‚Raumprobleme’ (...) dann als Probleme des Handelns“ (Werlen 2000a, S. 149) erscheinen.


Zu einem ganz ähnlichen Schluss kommen Ende der 90er Jahre auch einige Wirtschaftsgeographen: Nachdem sich die raumwirtschaftliche Perspektive in diesem Bereich in den 80er und Teilen der 90er Jahre noch einmal behaupten konnte (Schamp 2003, S. 147), wurde sie von der jüngeren Generation erneut der Kritik unterworfen, wobei wiederum das „radikale Menschenbild der Neoklassik“ (ebd., S. 148) im Zentrum der Diskussion stand. Es wurde von neuem gefordert, die „Rolle des Akteurs – verstanden als soziales Wesen, das unter anderem ökonomisch handelt – bei der Bildung räumlicher Strukturen“ (ebd., S. 149) hervorzuheben. Allerdings blieb auch die Wirtschaftsgeographie nicht bei der „individualistischen Perspektive des behavioural approach“ (Schamp 2000, S. 15) stehen, sondern entwickelte dieses Konzept analog zu den Sozialgeographen weiter: Die neuen Ansätze verstanden Handeln dementsprechend eher „als einen interaktiven Akt zwischen verschiedenen Akteuren, der auf der Grundlage sozialer Netzwerke stattfindet“ (Schamp 2003, S. 149) und beschäftigten sich im Rahmen der „Institutionen-Ökonomie“ mit den „handlungsleitenden Bedingungen in den Interaktionen zwischen Akteuren“ (Schamp 2000, S. 15).


Beide Vorstellungen legten die Entwicklung eines konstruktivistischen Raumverständnisses nahe, bei dem danach gefragt wird, „wie raumbezogene Begriffe als Elemente von Handlung und Kommunikation auftreten und welche Funktionen eine raumbezogene Sprache in der modernen Gesellschaft erfüllt, wer unter welchen Bedingungen und aus welchen Interessen wie über bestimmte Räume kommuniziert und wie die durch die raumbezogene Sprache erst konstituierten Entitäten durch alltägliches Handeln und Kommunizieren fortlaufend produziert und reproduziert werden“ (Wardenga 2002, S. 10). Der ‚Raum’ wird somit als ein subjektives Konstrukt gesehen, das sich zwar auf die reale Welt bezieht, sie aber nicht abbildet, nicht abbilden kann. Dieses Konstrukt kann methodisch durch die Beobachtung der Beobachtung (Hard 1992, S. 2; 1993, S. 100) erschlossen werden, so dass das Erkenntnisobjekt des „Raumes an sich“ für zunehmend mehr Fachwissenschaftler „als nicht tragfähig für die Identität eines Faches“ (Schmidt-Wulffen, Vielhaber 1999, S. 113) erscheint.


In der Geographiedidaktik dagegen kann man geradezu eine „Fetischisierung des Räumlichen“ (Daum 1992a, S. 42) feststellen, wenn unter dem Hinweis darauf, dass das Leben „immer und überall (...) in erdräumliche Verhältnisse eingebunden“ ist (Köck 1992, S. 183), die „Raumverhaltenskompetenz“ (Köck 1992a, S. 184; 1992b, S. 49; 1993, S. 16) als Bildungsziel der unterrichtlichen Bemühungen propagiert und anscheinend pädagogisch begründet wird: „Befähigt und erzieht die Schule zu kompetentem Verhalten überhaupt in der Welt, so befähigt und erzieht der Geographieunterricht zu kompetentem raumbezogenem Verhalten in der Welt. Dabei wird unter Raum eine Gesamtheit zweioder dreidimensionaler Lage- und Verteilungsbeziehungen statischer oder dynamischer geosphärischer bzw. erdoberflächlicher Sachverhalte verstanden“ (Köck 1993b, S. 15 – Herv. i. O.). Damit schreibt die Schulgeographie „die strukturelle Lebenslüge der Länderkunde, die sich (...) als Anwältin einer höheren Notwendigkeit“ (Schultz 1999, S.44) verstand, fort, obwohl es von Seiten der „jungen“ Fachwissenschaftler durchaus Bemühungen gab und gibt, den Didaktikern ihre neueren Raumvorstellungen auch schulpraktisch nahe zu bringen (Werlen 2000b; Lippuner 2002; Schlottmann 2002; Werlen 2002).



2.2.5 KÖNNEN STATT WISSEN


Von der Mitte des 17. Jahrhunderts bis in die 70er Jahre des 20. Jahrhunderts ist das Wissen der Menschheit mit einer Verdoppelungszeit von ungefähr 15 Jahren exponentiell gewachsen (Marx, Gramm 2002, S. 2 und 4): „Zu allen Zeiten konnten Wissenschaftler sagen, dass das Wissen sich in den letzten 10 bis 20 Jahren um so viel vermehrte, wie in der gesamten Zeit vorher“ (ebd., S. 3). Parallel dazu wuchs die Zahl der Wissenschaftler: Mitte des 17. Jahrhunderts gab es nur eine „kleine Gruppe von wissenschaftlich gebildeten Personen“ (ebd., S. 3), 1850 lag die Zahl der Menschen mit technisch-wissenschaftlicher Ausbildung schätzungsweise bei einer Million und 1950 bereits bei 10 Millionen (ebd., S. 3). Jede Wissenschaftlergeneration konnte von sich behaupten, dass 80 bis 90 Prozent aller Wissenschaftler, die bis dahin gelebt haben, ihre Zeitgenossen sind (ebd., S. 3).


Diese wachsende Anzahl von Informationen musste zum einen nach sinnvollen Gesichtspunkten geordnet und zum anderen unter einer wachsenden Anzahl von Wissenschaftlern ausgetauscht werden. Bereits Mitte des 17. Jahrhunderts lösten gedruckte Fachzeitschriften den Informationsaustausch durch persönliche Briefe und Mitteilungen ab (ebd., S. 7). Bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts hatte die Zahl der Fachzeitschriften allerdings derart zugenommen, dass es für einzelne Forscher unmöglich wurde, die Übersicht zu behalten. Als Reaktion auf diese Unübersichtlichkeit wurden Referatezeitschriften gegründet, die Veröffentlichungen über ein Register erschließen und neben der Quellenangabe eine Kurzfassung der Veröffentlichung enthalten (ebd., S. 7).


In der Geographie setzte sich etwa zeitgleich das Hettnersche länderkundliche Schema als Ordnungsinstrument für Informationen durch: „Denn je größer im Laufe des 19. Jahrhunderts die Informationsdichte zu Geologie, Klima, Gewässern, Vegetation und Tierwelt sowie den unterschiedlichen Kulturen wurde, desto nahe liegender und notwendiger erschien eine raumbezogene Präsentation auf unterschiedlichen Maßstabsebenen. Insofern reduzierte die raumbezogene Perspektive also Komplexität“ (Wardenga 2002, S. 8). Länderkundliche Veranstaltungen nahmen noch Ende der 60er Jahre des 20. Jahrhunderts mit einem Anteil von 40% an allen universitären Veranstaltungen eine Vorrangstellung ein (Fachschaften der Geographischen Institute der BRD und Berlin (West) 1969, S. 8), die sich auch in den Prüfungsordnungen für das Staatsexamen widerspiegelte, in denen die Kenntnis Deutschlands, eines Teilraums Europas und eines außereuropäischen Großraumes gefordert wurde (ebd., S. 12).


Auch in der Schule stand die Länderkunde hoch im Kurs (Wardenga 2002, S. 8). Noch 1971 wurde ihr Wert in einer „Einführung in die Didaktik der Geographie“ herausgestellt: „Haben wir in Abschnitt 3 die allgemein-gesellschaftliche





	

	Mutterland

	Kolonien

	





	Kolonialmacht

	Größe in km2


	Einwohner in Mio.

	Größe in km2


	Einwohner in Mio.





	Großbritannien*

	315.000

	47,7

	31.770.000

	395,7





	Frankreich

	551.000

	39,2

	12.436.000

	61,9





	Belgien

	30.000

	7,5

	2.411.000

	9,9





	Portugal

	92.000

	6,0

	2.080.000

	7,7





	Niederlande

	34.000

	6,9

	2.057.000

	49,4





	Italien

	313.000

	38,9

	2.006.000

	2,0





	USA

	9.369.000

	105,8

	315.000

	10,5





	Spanien

	505.000

	21,3

	302.000

	0,8





	Japan

	386.000

	56,0

	298.500

	21,7







* Großbritannien einschließlich der quasi souveränen Dominions Irland, Kanada, Australien, Neuseeland und Südafrika (insgesamt 19 Mio. km2 und 18,5 Mio. Einwohner), deren offizielle Selbständigkeit erst das Westminster-Statut 1931 verbriefte (nur Irland schon 1921).


Tab. 2: Die Hoheitsbereiche der Kolonialmächte um 1920


(Gesamtfläche der Erde 146 Mio. km2; Gesamtbevölkerung der Erde ca. 1800 Mio; Quelle:


Exenberger 2000 / 2001, S. 10)


Relevanz exakter Länderkunden herausgestellt, so können wir nun auch eine gewisse didaktische Relevanz selbst der in rein idiographischer Zielsetzung konzipierten geographischen Länderkunden erkennen. Ein im Umfang zweckentsprechend abgegrenztes singuläres Wissen über die wichtigsten Erdräume und ihre Bewohner bildet eine der Grundlagen zur sicheren Einordnung geographischer Information “ (Ebinger 1971, S. 95 – Herv. i. O.). Die Einschätzung, dass durch die Behandlung von Ländern der Stoff übersichtlich zu reduzieren sei und diese Übersicht eine schnelle Einordnung von neuen Informationen zulasse, mag solange eine gewisse Plausibilität versprochen haben, wie die Anzahl der Länder selbst relativ übersichtlich blieb. Das war zu Zeiten der Kolonialreiche unbestritten der Fall: 1920 teilten sich nur 9 Länder knapp die Hälfte der Gesamtfläche der Erde und der Erdbevölkerung (vgl. Tab. 2). Die Gesamtzahl aller Länder auf der Erde betrug gerade einmal 71 (vgl. Tab. 3). Bis 1970 hatte sich die Zahl der Länder fast verdoppelt. Nun galt es - ohne entsprechend erhöhtes Stundendeputat, denn auch die anderen Fächer litten ja unter der Informationsflut - 139 Länder „durchzunehmen“. Das Ergebnis dieses Versuchs wurde bereits 1970 von Schultze kritisiert: „Mag das länderkundliche Schema bei großen länderkundlichen Werken gerade noch erträglich sein, weil innerhalb der einzelnen Kapitel Platz genug ist für die ausführlichere Behandlung von Teilthemen – im Unterricht und im Lehrbuch bleibt bei der üblichen Verkürzung in der Regel nur dürftigste Faktenaufzählung“ (Schultze 1970a, S. 6). Er plädierte stattdessen dafür, dass die Stoffauswahl „sich nicht mehr an Regionen, sondern an geographischen Strukturen (Einsichten)“ (ebd., S. 7) orientieren solle. Ziel solle es sein, den Schülern „arbeitendes Wissen“ (Schultze 1970a, S. 7; vgl. Schultze 1972, S. 194) zu vermitteln.





	Gebiet

	1900

	1910

	1920

	1930

	

	1950

	1960

	1970

	1980

	1990

	2000





	Gesamt

	49

	54

	71

	74

	

	87

	94

	139

	165

	173

	193





	Afrika

	2

	2

	3

	4

	

	4

	10

	42

	51

	52

	54





	Amerika

	20

	22

	22

	22

	

	22

	22

	26

	32

	35

	35





	Asien

	6

	6

	9

	11

	

	27

	28

	33

	39

	40

	44





	Ozeanien

	0

	2

	2

	2

	

	2

	2

	4

	9

	12

	13





	Europa

	21

	22

	35

	35

	

	32

	32

	34

	34

	34

	47







Tab. 3: Anzahl der faktisch souveränen Staaten 1900-2000 nach Regionen


(Quelle: Exenberger 2000 / 2001, S. 22)


Seit Beginn der 70er Jahre nimmt das Wissen – zumindest im Bereich der naturwissenschaftlichen Kerndisziplinen – nicht mehr exponentiell zu (Marx, Gramm 2002, S. 4). Trotzdem wuchsen die Informationsmengen weiter (Haubrich 1984b, S. 520). Während es in den Bereichen Naturwissenschaft und Technik 1950 nur schätzungsweise 2000 Veröffentlichungen pro Arbeitstag gegeben hat, sind es heute etwa 20.000 (ebd., S. 3). Damit die einzelnen Wissenschaftler überhaupt noch eine Chance haben, ihr Fachgebiet einigermaßen zu überschauen, wurden auf institutioneller Ebene immer mehr Teilgebiete aus den alten Wissenschaften ausgelagert (ebd., S. 9). Von dieser Form der Ausdifferenzierung der einzelnen Teilgebiete ist auch die Fachwissenschaft Geographie nicht verschont geblieben (Kroß 1991b, S. 14; 2002, S. 42), so dass sich ihre „traditionelle Brückenfunktion (...) kaum noch einlösen“ lässt (Kroß 2002, S. 42).


Um einzelnen Wissenschaftlern bei Bedarf einen schnellen Überblick über den Wissensstand zu ermöglichen, wurden die Datenbanken weiterentwickelt. Es wurden immer mehr Faktendatenbanken erstellt, in denen nur die „harten Fakten“ gesammelt werden (vgl. Wiktorin, Rink 2002, S. 15). „Die ’weichen’ Daten wie Kommentare und Erklärungen der Autoren werden beiseitegelassen“ (Marx, Gramm 2002). Eine der bekanntesten Faktendatenbanken für den geographischen Bereich, der Fischer Weltalmanach, erscheint seit 1960 (Baratta 1999, Sp. 9). Auch das „Handbuch der Dritten Welt“ erschien in seiner ersten vierbändigen Fassung bereits zwischen 1974 und 1978 (Nohlen 2002). In der Zeit von „1975 bis 1988 ist die Zahl der Faktendatenbanken im Verhältnis zu den Referenzdatenbanken von 13 Prozent auf über 50 Prozent angestiegen“ (Marx, Gramm 2002, S. 8). Heute ist es somit kaum noch ein Problem, bestimmte Fakten zu erschließen. Die Kenntnisnahme von Fakten bedeutet aber noch lange nicht, dass der Einzelne damit auch vernünftig umgehen kann (ebd., S. 9), weswegen erneut Forderungen lauter werden, Schüler anzuleiten, „Transfer-Fähigkeiten zu entwickeln“ (Schmidt-Wulffen 1998a, S. 14) statt ihre „Fähigkeit zur Speicherung von Faktenkenntnissen“ (ebd., S. 14) zu trainieren: „Das heißt: Konzentration auf weniges, ‚Erschließendes’, das bezüglich seiner Aneignungsstrategien reflektiert werden muss“ (Schmidt-Wulffen 1999a, S. 8; vgl. Haubrich 1984b, S. 524).


Wie notwendig eine solche Herangehensweise ist, zeigt auch die 2000 erschienene PISA-Studie. Sie kommt bezüglich der Lesekompetenz deutscher Jugendlicher zu dem Ergebnis, dass fast 10 Prozent „den Anforderungen der Kompetenzstufe I nicht gewachsen sind“ (Artelt u. a. 2001, S. 103) und „weitere 12,7 Prozent der in Deutschland erfassten Schülerinnen und Schüler (...) sich auf Kompetenzstufe I“ (ebd., S. 103) bewegen. Die Kompetenzstufe I verlangt dabei das Erkennen eines mehrfach wiederholten oder am Beginn des Textes genannten Hauptgedankens, die Lokalisation einer oder mehrerer unabhängiger, „aber ausdrücklich angegebener Informationen“ (Artelt u. a. 2001, S. 89) und die einfache Verbindung dieser Informationen mit „weit verbreitetem Alltagswissen“ (ebd., S. 89). Die Kompetenzstufe V, die verlangt, dass der Leser „verschiedene, tief eingebettete Informationen“ (ebd., S. 89) lokalisieren kann, dass er Texte, deren Format und Thema ihm unbekannt sind, vollständig verstehen kann und dass er diese Texte aufgrund von ihm bekannten Konzepten bewerten kann (ebd., S. 89), erreichen nur knapp 9 Prozent der deutschen Schüler (Artelt u. a. 2001, S. 103f).


In der Geographiedidaktik werden derweil Listen mit topographischem Mindestwissen erstellt, nach denen die Schüler der Sekundarstufe I innerhalb von vier Jahren 425 topographische Begriffe zu lernen hätten (Birkenhauer 1996, S. 40). In baden-württembergischen Schulbüchern der Klassen 5 bis 8 werden in den 90er Jahren 445 (Diercke) bis 744 (Terra) verschiedene Grundbegriffe, die Schüler lernen sollen, in Glossarlisten zusammengefasst28 (Schmithüsen 2002, S. 114). Parallel dazu macht sich in den neueren Schulbüchern ein „abnehmender Aufwand bei der Aufgabenformulierung (...) generell nachteilig bemerkbar“ (Kroß 1995c, S. 174). Die Aufgaben seien „überaus knapp und einfach strukturiert“, „vorwiegend reproduktiv“ und konzentrierten „sich auf ein Faktum“29 (ebd., S. 174). Angesichts derartiger Realitäten wirkt es schon fast anachronistisch, wenn der Vorsitzende des Verbandes Deutscher Schulgeographen behauptet, dass der inhaltliche Umgang mit den PISA-Aufgaben „Die Struktur der erwerbstätigen Bevölkerung“, „Tschadsee“ und „PLAN international“ (vgl. OECD 2003) „auch deutschen Schülern leichtfallen [könnte] – wenn sie ausreichenden Unterricht im Schulfach Geographie hätten“ (Schallhorn 2004b, S. 159). Tatsächlich werden selbst die als Reaktion auf die PISA-Studie von Geographiedidaktikern veröffentlichten Aufgabenbeispiele (Bullinger, Hieber, Lenz 2002; Schmidt-Wulffen 2002b; Flath 2004; Lenz 2004) den Anforderungen der PISA-Aufgaben nicht gerecht (Schramke 2005, S. 42; Uhlenwinkel 2005b, S. 56 – vgl. Kap. 7).



2.2.6 ENTWICKLUNG DER GEOGRAPHIEDIDAKTIK


Die Geographiedidaktik ist eine „junge wissenschaftliche Teildisziplin“ (Schramke, Uhlenwinkel 2002, S. 189). Sie konnte sich „erst ab den 60er Jahren vor allem im Gefolge der Pädagogischen Hochschultage von 1959 (Tübingen) und 1962 (Trier)“ (Köck 1990, S. 36) als selbständige Disziplin an den Hochschulen und Universitäten etablieren und ist damit gerade mal 35 Jahre alt. Vor ihrer Etablierung an der Universität spielte sie zumindest in der gymnasialen Lehrerbildung lange Zeit „überhaupt keine Rolle“ (ebd., S. 36). Es gab „fast nur die traditionellen Pädagogischen Hochschulen, fast nur Dozenten und Assistenten, aber keine habilitierten Professoren der Didaktik der Geographie“ (Haubrich 2001a, S. 96).


In der Anfangszeit der Fachwissenschaft Geographie als Hochschuldisziplin fühlten sich vor allem zwei Hochschullehrer für die Belange der Schulgeographie verantwortlich: A. Kirchhoff und H. Wagner (Brogiato 1995, S. 486). Sie waren - wie viele andere Hochschullehrer auch - Oberlehrer, die die neu geschaffenen Lehrstühle besetzten (Hard 1979, S. 16). Zwischen 1881 und 1901 dominierten sie die schulgeographische Diskussion (Brogiato 1995, S. 486). Bereits 1901 kam es allerdings im Rahmen der Organisation des Deutschen Geographentages mit der Gründung der „Ständigen Kommission für den erdkundlichen Schulunterricht“ (ebd., S. 487) zu einer Verlagerung des Vertretungsanspruchs, was schon bald zu einer heftigen Auseinandersetzung darüber führte, „wie man das eigene Schulfach legitimieren und mit welcher Strategie man vorgehen konnte“ (ebd., S. 487). Die Kommission erwies sich dabei für die Schulgeographen als wenig geeignetes Instrument (ebd., S. 487), so dass sie bereits 1912 wieder aufgelöst wurde. Kurz vorher – 1911 - hatten die Schulgeographen ihrerseits einen eigenen Verband, den „Verband Deutscher Schulgeographen“ (VdS), gegründet und ihren Selbstvertretungsanspruch damit untermauert (ebd., S. 487f.).


Die Geographiedidaktiker, die im Zuge der allgemeinen wissenschaftlichen Spezialisierung in den 60er Jahren an die Hochschulen berufen wurden, waren zunächst in dem in der Nachkriegszeit neu gegründeten Verband Deutscher Schulgeographen organisiert (Haubrich 2001a, S. 89). Allerdings machte sich schon bald der Wunsch nach einem größeren fachpolitischen Einfluss breit (ebd., S. 89) und man forderte für die Didaktik eine eigene Arbeitsgemeinschaft, die „den Status eines Landesverbandes“ (ebd., S. 89) und deren Vorsitzender „volles Mitspracherecht im Vorstand des Verbandes“ (ebd., S. 89) haben sollte. Dieser Vorschlag stieß bei den Schulgeographen auf wenig Gegenliebe (ebd., S. 89), und so hielten es die Inhaber der bis dahin eingerichteten Lehrstühle für notwendig, sich in einem eigenen Verband, dem 1971 gegründeten „Hochschulverband für Geographie und ihre Didaktik e.V.“, zu organisieren (Haubrich 2001a, S. 89f.), um „die geographiedidaktische Forschung zu fördern“ (ebd., S. 96). Seit 1973 erscheint die Verbandszeitschrift „Geographie und ihre Didaktik“ (Schramke 1983, S. 88), die ein „innerfachliches Informations- und Diskussionsforum“ (Haubrich 2001a, S. 95) für Fragen der Fach- und Hochschuldidaktik bieten sollte. 1976 wurde das Mitteilungsblatt ergänzt um die Reihe „Geographiedidaktische Forschungen“, in der neben Berichten von Symposien auch Dissertationen und Habilitationen zur Geographiedidaktik veröffentlicht werden (ebd., S. 96f.).


Parallel zur Gründung des HGD wurden 1971 erste Schritte zur Etablierung eines Vorhabens unternommen, das später den Namen „Raumwissenschaftliches Curriculum-Forschungsprojekt“ erhielt (Geipel 1978a, S. 12f.) und sich das Ziel gesetzt hatte, neue raumwissenschaftliche Unterrichtseinheiten zu entwickeln und zu evaluieren, um so „den Geographieunterricht an den allgemeinbildenden Schulen ‚von innen heraus’ zu erneuern“ (Fürstenberg 1980, S. 13). Die Unterrichtseinheiten sollten von Fachwissenschaftlern, Didaktikern und Lehrer gemeinsam erarbeitet werden, um auf allen Ebenen befriedigende Ergebnisse zu erzielen. Ab 1973 wurde das Projekt durch Bundesmittel finanziert (Geipel 1975a, S. 11). Insgesamt wurden bis 1976 mehr als 20 Unterrichtseinheiten erstellt, von denen in den darauffolgenden Jahren neun Einheiten evaluiert wurden (Fürstenberg 1980, S. 13; vgl. Jander, Schramke, Wenzel 1982b, S. 334f). Auch in der Zeitschriftenlandschaft tat sich einiges. Die Geographische Rundschau, die dem Verband Deutscher Schulgeographen seit ihrer Gründung 1949 (Schramke 1983, S. 89; Brogiato 1995, S. 489; 1999, S. 5) als Verbandsorgan diente (Brogiato 1999, S. 5) und trotz einer Reduktion der schulpraktischen Anteile in den 50er Jahren (ebd., S. 8) immer noch den Ruf genoss, die „auflagenstärkste schulgeographische Fachzeitschrift im deutschen Raum“ (Schramke 1983, S. 89) zu sein, stellte sich mit einer veränderten Beitragszusammensetzung auf die neue Nachfrage ein. Nachdem der Anteil der auf





	

	Geographiedi- daktische Forschungen

	Frankfurter Beiträge zur Didaktik der Geographie
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Tab. 4: Institutsreihen: Anzahl der Veröffentlichungen pro Jahr von 1977-2002


(Quelle: HGD 2002)


Unterricht bezogenen Beiträge ein gutes Jahrzehnt bei nur 10% gelegen hatte (Brogiato 1999, S. 8), wurde er ab Ende der 60er Jahre auf etwa 20% erhöht (Brogiato 1999, S. 8; 2000, S. 58). Da dies aber immer noch nicht ausreichte, die Nachfrage zu befriedigen (vgl. Brogiato 2000, S. 58), wurde das Heft ab 1971 durch Beihefte ergänzt, „die sich besonders der Unterrichtspraxis widmen sollten“ (Brogiato 1999, S. 8; vgl. Brogiato 2000, S. 58). Aus diesen Beiheften ging 1979 die ‚Praxis Geographie“ hervor (Brogiato 1999, S. 8; Schramke 1983, S. 105). Auch die bereits seit 1961 erscheinende Zeitschrift ‚Der Erdkundeunterricht’ (Schramke 1983, S. 80) musste „durch Sonderhefte ergänzt werden“ (Schultze 1979a, S. 2); ab 1979 erschien sie regelmäßig mit 4 Heften im Jahr (Schramke 1983, S. 80). Ab 1976 kam die Zeitschrift ‚Geographie im Unterricht’ hinzu, die sich speziell an die Sekundarstufe I wendete (ebd., S. 87). 1977 erblickten gleich drei neue Reihen das Licht der Welt: die Universitätsreihen ‚Frankfurter Beiträge zur Didaktik der Geographie’ (ebd., S. 85) und ‚Materialien zur Didaktik der Geographie’ aus Trier (ebd., S. 96) sowie die ‚Hefte zur Fachdidaktik der Geographie’ (ebd., S. 91), die bereits 1979 in ‚Geographie und Schule’ (ebd., S. 88) umbenannt wurden. Ebenfalls 1979 wurde diesen Publikationen die Reihe ‚Augsburger Beiträge zur Didaktik der Geographie’ hinzugefügt (vgl. Tab. 4). In Österreich erscheint darüber hinaus seit 1978 die von der Bank Austria unterstützte Zeitschrift ‚GW-Unterricht’ (Schramke 1983, S. 91), die sich dem integrierten Geographie- und Wirtschaftskundeunterricht widmet. In diesem Anwachsen der Publikationsorgane konnte Schultze 1979 durchaus „die Erfolge vergangener Jahre“ (Schultze 1979a, S. 2) sehen. Immerhin musste es auf der einen Seite genug Autoren geben, die die vielen Publikationsorgane mit Beiträgen beliefern konnten und wollten, und auf der anderen Seite mussten sich auch in der Lehrerschaft genug Interessenten finden, die diese Zeitschriften kauften und lasen. Trotz des erreichten Niveaus blieben aber viele Fragen, die „noch gründlicher Forschung“ (Gerlach 1977, S. 38) bedurften, damit „die weit vorangeschrittene Umformung des Geographieunterrichts nicht nur in der fachdidaktischen Diskussion mehr und mehr an Profil gewinnt, sondern ihre Wirkung auch in der Praxis und damit zum Nutzen des Schülers in vollem Umfang zu entfalten mag“ (ebd., S. 38). Dazu sollte es allerdings nicht mehr kommen.


Zwar konnte Birkenhauer für den Zeitraum von 1975 bis 1984 „ca. 200 (...) geographiedidaktische Abhandlungen“ (Birkenhauer 1986, S. 218) zählen30 und Hemmer für den darauffolgenden Zeitraum von 1985 bis 1995 insgesamt 105 Forschungsprojekte ermitteln, die von insgesamt 60 Personen durchgeführt wurden (Hemmer 1997, S. 86)31. Gleichzeitig ließ sich aber, wie in anderen Fachbereichen auch, eine „Didaktik-Flucht“ (Rumpf 2000, S. 14) beobachten (vgl. Schramke 1986a, S. 118), die dazu führte, „dass nicht wenige Geographiedidaktiker nach der Integration der meisten Pädagogischen Hochschulen in die Universitäten in die Fachwissenschaft Geographie abgewandert sind und damit neben den späteren Umwandlungen von geographiedidaktischen Lehrstühlen in fachgeographische die personelle Decke unserer jungen Disziplin zusätzlich geschmälert haben“ (Haubrich 2001a, S. 90; vgl. Köck 1990, S. 35; Hemmer, I. 2001, S. 157; Merzyn 2002, S. 95). Die Folgen waren nicht zu übersehen: Obwohl es in Deutschland im Jahr 2000 insgesamt 38 Standorte gab, an denen Geographiedidaktiker tätig waren, haben es in den Jahren 1980 bis 2000 nur 8 Standorte auf mehr als 10 Publikationen pro Mitarbeiter in geographiedidaktischen Zeitschriften gebracht (Schramke, Uhlenwinkel 2002, S. 198); an vier Standorten konnte gar keine Publikationstätigkeit festgestellt werden (ebd., S. 198)32.


Auch das Interesse der Leserschaft schien zu erlahmen, so dass es auf dem gerade expandierten Zeitschriftenmarkt zu erneuten Umstellungen des


Beitragsangebots und zu Fusionen verschiedener Zeitschriften kam. Das ehemalige Verbandsorgan der Schulgeographen, die Geographische Rundschau, teilte ihren Lesern dementsprechend 1982 mit, dass man die Entwicklung zu einer rein fachwissenschaftlichen Zeitschrift anstrebe (Brogiato 1999, S. 8). 1983 erschien folgerichtig die letzte „Programmatische Standortbestimmung des Verbandes in der GR“ (ebd., S. 9). ‚Der Erdkundeunterricht’ ging 1984 in ‚Geographie und Schule’ auf (Richert, Schramke 1984, S. 25; Landesinstitut für Schule und Weiterbildung 2002). Die Zeitschrift ‚Geographie im Unterricht’ wurde ebenfalls 1984 von der ab 1980 neu hinzugekommenen Zeitschrift ‚geographie heute’ übernommen (Landesinstitut für Schule und Weiterbildung 2002; SUUB 2002), ebenso 1999 die mit der Wende seit 1991 auf den gesamtdeutschen Markt drängende ‚Zeitschrift für den Erdkundeunterricht’ (Landesinstitut für Schule und Weiterbildung 2002). Nicht an diesem Fusionsprozess beteiligt waren die bis heute erhaltenen Zeitschriften ‚Praxis Geographie’ und ‚GW-Unterricht’.


Neu ins Leben gerufen wurden in den 90er Jahren aber immerhin zwei Institutsreihen: 1990 die ‚Münchner Studien zur Didaktik der Geographie’ und 1996 – rechtzeitig zum Schulgeographentag 1998 – die ‚Regensburger Beiträge zur Didaktik der Geographie’ (vgl. Tab. 4). Abgesehen von den ‚Geographiedidaktischen Forschungen’ zeichnet sich allerdings keine der Institutsreihen durch regelmäßiges und kontinuierliches Erscheinen aus. Die ‚Frankfurter Beiträge zur Didaktik der Geographie’, die ‚Materialien zur Didaktik der Geographie’ und die ‚Augsburger Beiträge zur Didaktik der Geographie’ haben jeweils 1995 das letzte Mal einen Band auf den Markt gebracht, die ‚Münchner Studien zur Didaktik der Geographie’ 1997 und die ‚Regensburger Beiträge zur Didaktik der Geographie’ 1998, nach dem Abschluss des Schulgeographentages.


Schramke und Uhlenwinkel gingen folgerichtig zu Beginn des neuen Jahrtausends davon aus, dass die hier beschriebene Situation „schon kurzfristig die wissenschaftliche Geographiedidaktik ruinieren“ könnte (Schramke, Uhlenwinkel 2002, S. 213), wenn freiwerdende Stellen aus Mangel an qualifiziertem Nachwuchs und Interesse entweder mit Lehrern oder mit Fachwissenschaftlern besetzt würden (ebd., S. 213). Wie zur Bestätigung dieser These erschienen in den folgenden Jahren in kurzer Reihenfolge drei „Didaktiken“, die nicht von Fachdidaktikern geschrieben wurden33:


Autor der ersten dieser Didaktiken ist Franz Kestler (2002), der nach 15 Jahren Lehrertätigkeit zum Akademischen Oberrat an der LMU München avancierte (vgl. Buchrückseite von Kestler 2002), aber weder durch unterrichtspraktische Beiträge (vgl. Landesinstitut für Schule und Weiterbildung 2003) noch durch Beiträge „zu grundsätzlichen Fragen der Geographiedidaktik“ (Vielhaber 2003b, S. 104) oder zu „den diversen Auseinandersetzungen zwischen Vertretern unterschiedlicher fachdidaktischer Paradigmen“ (ebd., S. 104) bekannt geworden ist.


Der Autor der zweiten Didaktik, Gisbert Rinschede (2003), gehört dagegen zu jenen Inhabern von „Lehrstühlen für Didaktik der Geographie“, die Fachwissenschaftler sind. Zwar verzeichnet die Datenbank Schulpraxis zwischen 1982 und 1996 insgesamt 15 Beiträge von ihm (Landesinstitut für Schule und Weiterbildung 2003), davon sind aber zwei aus der Geographischen Rundschau, zwei reine Literaturhinweise und die restlichen weisen sich durch Titel wie „Religionen prägen Räume“ oder „Ranching im Westen“ aus (ebd.). Gerade der letzte Titel dürfte mitsamt der Habilitationsschrift des Autors zum Thema „Die Wanderwirtschaft im gebirgigen Westen der USA und ihre Auswirkungen im Naturraum“ (VGDH 2002, S. 325) kaum als Ausweisdidaktischer Schwerpunktbildung gelten. Obwohl Rinschede seine Arbeitsbereiche mit „Didaktik der Schulgeographie, Didaktik der Hochschulgeographie und Religionsgeographie“ (ebd., S. 325) angibt, sprechen seine ehrenamtlichen Tätigkeiten eine andere Sprache: „Vorsitzender des AK ‚Religionsgeographie’; Ressource Editor ‚Annals of Tourism Research’; Mitherausgeber ‚Geographia Religionum’; Mitherausgeber ‚Regensburger Beiträge zur Didaktik der Geographie’“ (ebd., S. 324).


Die dritte Didaktik ist ein Herausgeber-Band, für den der Vorsitzende des Verbandes Deutscher Schulgeographen, Eberhard Schallhorn (2004a), verantwortlich zeichnet. Von ihm finden sich auf der Datenbank Schulpraxis ganze drei Titel (Landesinstitut für Schule und Weiterbildung 2003).


Die Schwächung der Fachdidaktik mag für Schulgeographen, die wie Hoffmann (1978) um den institutionellen Machterhalt des Verbandes besorgt sind, wie eine gute Geschichte erscheinen, für die Professionalisierung des Geographieunterrichts handelt es sich hier einmal mehr um eine ziemlich schlechte „gute Geschichte“.



2.3 DIE NOTWENDIGKEIT EINER KOMPLEXEN GESCHICHTE
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